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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. Juli 1968 

II/ 1 —68070 — 5812/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Sozialpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 

25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den ge- 
änderten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für 

eine Verordnung des Rats über die Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und 
deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und 
abwandern. 

Dieser geänderte Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsi- 
denten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 

26. Juni 1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Der ursprüngliche Vorschlag der Kommission ist mit meinem 
Schreiben vom 21. Januar 1966 — II/l — 68070 — 5088/66 — 
übersandt worden. 

Das Europäische Parlament und der Wirtschafts- und Sozialaus- 
schuß sind zu dem ursprünglichen Vorschlag angehört worden. 
Eine erneute Anhörung ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
■Postfacii 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Änderungen des Vorschlags einer Verordnung des Rats 
über die Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf 
Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb der Gemein- 
schaft zu- und abwandern 


Artikel 1 

(unverändert, ausgenommen die Buchstaben 
a), k), m), n) und u) 

a) i) bezeichnet der Ausdruck „Rechtsvorschriften'' 

für jeden Mitgliedstaat die bestehenden und 
künftigen Gesetze, Verordnungen und Sat- 
zungen in bezug auf die in Artikel 2 Ab- 
sätze 1 und 2 genannten Zweige und Sy- 
steme der sozialen Sicherheit; 

ii) dieser Ausdruck schließt jedoch bestehende 
oder künftige vertragliche Abmachungen 
aus, selbst wenn eine Verwaltungsentschei- 
dung sie für verbindlich erklärt oder ihren 
Anwendungsbereich erweitert hat, es sei 
denn, derartige Abmachungen dienen der 
Einführung eines Pflichtsystems, das durch 
die in Ziffer i) genannten Gesetze oder Ver- 
ordnungen errichtet wird. 

b) bezeichnet der Ausdruck „Abkommen über sozi- 
ale Sicherheit" jede zwei- und mehrseitige Über- 
einkunft, die auf dem Gebiet der sozialen Sicher- 
heit für alle oder einen Teil der in Artikel 2 Ab- 
sätze (1) und (2) bezei ebneten Zweige und Syste- 
me ausschließlich zwischen zwei oder mehr Miit- 
gliiedstaaten jetzt oder künftig in Kraft ist, jede j 
mehrseitige Übereinkunft, die für mindestens ■ 
zwei Mitgliedstaaten und ein oder mehrere Dritt- 
länder jetzt oder künftig in Kraft ist, und schließ- 
lich alle im Rahmen dieser Übereinkünfte getrof- f 
fenen Vereinbarungen jeder Art, insbesondere j 
der dazugehörigen Protokolle und Verwaltungs- 
vereinbarungen. 

k) bezeichnet der Ausdruck „Arbeitnehmer" die Ar- 
beitnehmer sowie alle diesen gleichgestellte Per- 
sonen. Personen, die auf Grund der für sie gel- 
tenden Rechtsvorschriften gegen ein Risiko oder 
gegen mehrere Risiken pflichtversichert, freiwil- 
lig versichert oder freiwillig weiterversichert 
sind, die den Zweigen entsprechen, auf die diese 
Verordnung im Rahmen eines für Arbeitnehmer 
errichteten Systems der sozialen Sicherheit anzu- 
wenden ist, gelten in bezug auf diese Risiken als 
Arbeitnehmer oder diesen Gleichgestellte. Diese 
Personen gelten als Arbeitnehmer oder diesen 
Gleichgestellte auch in bezug auf Risiken, gegen 
die sie im Rahmen eines für alle Einwohner er- 
richteten Systems der sozialen Sicherheit versi- 
chert sind; jedoch nur freiwillig versicherte oder 
freiwillig weiterversicherte Personen sind den 
Arbeitnehmern nur dann hinsichtlich Risiken 


gleichgestellt, gegen die sie im Rahmen eines für 
alle Einwohner errichteten Systems versichert 
sind, wenn sie gegen alle Risiken versichert sind, 
für die sie zur freiwilligen Versicherung oder frei- 
willigen Weiter Versicherung im Rahmen von Sy- 
stemen der sozialen Sicherheit für Arbeitnehmer 
zu gelassen werden konnten. 

l) i) (unverändert) 

ii) In den Beziehungen zwischen Frankreich und 
den angrenzenden Mitgliiedstaaten muß ein 
Versicherter jedoch, um als Grenzgänger zu 
gelten, innerhalb eines Gebietes beschäftigt 
sein und wohnen, idessen Breite auf jeder 
Seite der gemeinsamen Grenze dm Prinzip 
20 km nicht überschreitet; die Kommission 
stellt im Verordnungswege die Liste der in 
diesen Grenzzonen liegenden Gemeinden 
auf. Sie kann diese nach Rücksprache mit 
den beteiligten Mitgliedstaaten durch Ver- 
ordnung auf mehr als 20 km festlegen. 

iii) (unverändert). 

m) bezeichnet der Ausdruck Saisonarbeiter die Ar- 
beitnehmer, die sich in einen anderen Mitglied- 
statt begeben als den, in welchem sie wohnen, 
um dort für Rechnung eines Unternehmens oder 
eines Arbeitgebers dieses Staates eine Saisonar- 
beit auszuüben, deren Dauer nur dann acht Mo- 
nate überschreiten darf, wenn die ihm vertraglich 
übertragenen Arbeiten auf Grund besonderer 
Umstände nicht innerhalb dieser Frist beendet 
sind und sich für die Dauer ihrer Beschäftigung 
in diesem Staat aufhalten. 

Unter Saisonarbeit ist eine jahreszeitlich beding- 
te Arbeit zu verstehen, die jedes Jahr erneut an- 
fällt; der Nachweis der Eigenschaft eines Saison- 
arbeiters wird entweder durch Vorlage des Ar- 
beitsvertrageserbracht, der den Sichtvermerk der 
Arbeitsbehörden des Mitgliedstaates tragen muß, 
in den der Saisonarbeiter zur Ausübung seiner 
Beschäftigung eingereist ist, oder durch Vorlage 
einer von der Arbeitsbehörde mit einem Sicht- 
vermerk versehenen Bescheinigung, aus der her- 
vorgeht, daß der betreffende Arbeitnehmer in 
diesem Mitgliedstaat eine saisonbedingte Be- 
schäftigung gefunden hat. 

n) hat der Ausdruck „Flüchtling" die Bedeutung, die 
ihm in Artikel 1 des am 28. Juli 1951 in Genf Un- 
terzeichneten Abkommens und in der Änderung 
durch das Protokoll vom 31. Januar 1967 gege- 
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ben ist .oder ihm in den günstigeren Rechtsvor- j 
schritten eines Mitgtiedstaates gegeben wird; 

o) hat der Ausdruck „ Staatenloser die Bedeutung, ' 
die ihm in Artikel 1 des am 28. September 1954 in , 
New York Unterzeichneten Abkommens über die 
Rechtsstellung der Staatenlosen oder in den gün- 
stigeren Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates * 
gegeben ist. | 

t) bezeichnen die Ausdrücke „Leistungen" und , 

„Renten" im Rahmen des Buchstaben a) sämtliche j 
Leistungen und Renten eins diMeß lieh aller ihrer ! 
Teile aus öffentlichen Mitteln, aller Zuschläge, i 
Anpassungsbeträge und Zulagen, vorbehaltlich 1 
der besonderen Bestimmungen dieser Verord- ; 
nung, ferner die Kapitalabfindungen, die un die ; 
Stelle der Renten treten können, sowie die Zah- ' 
lungen, die als Beitragserstattungen geleistet j 
werden. | 

u) bezeichnet der Ausdruck „Famiilienleistungen" j 
alle Sach- und Geldleistungen, die zum Aus- ! 
gleich von Familienlasten bestimmt sind, mit j 
Ausnahme der im Anhang I genannten Sonder- . 
beihilfen bei Geburten, während der Ausdruck 
„Kinderzulagen" ausschließlidi die entsprechend ^ 
der Zahl und dem Alter der berechtigten Fami- 
lienangehörigen gewährten regelmäßigen Geld- 
leistungen bezeichnet. 


Artikels | 

I 

(1) Diese Verordnung beeinträchtigt nicht die j 

Verpflichtungen aus 1 

a) einem von der Internationalen Arbeitskonferenz i 
angenommenen Übereinkommen, das von dem 
betreffenden Mitgliedstaat oider den betreffenden | 
Mitgliedstaaten ratifiziert worden und für diese | 
Staaten in Kraft getreten ist; 

b) (unverändert) 

(2) (unverändert) 


Artikel 8 

(1) Vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen 
dieser Verordnung haben die Personen, auf die diese 
Verordnung anwendbar ist, die gleichen Rechte und 
Pflichten aus den die soziale Sicherheit betreffenden 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates wie die 
Staatsangehörigen dieses Staates, gleichgültig, ob 
sie in einem Mitgliedstaat oder in einem Drittland 
wohnen. 

(2) und (3) (unverändert). 


A r t i k e 1 9 j 

(1) Personen, auf die diese Verordnung Anwen- | 
düng findet, haben Anspruch auf Zulassung zur frei- : 
willigen Weiterversicherung nach den Rechtsvor- | 
Schriften jedes Mitgliedstaates, und zwar auch dann, i 


wenn sie nicht im 1 loheitsgebiet dieses Staates woh- 
nen, sofern sie oder der ihre Ansprüche begrün- 
dende Arbeitnehmer den Rechtsvorschriften dieses 
Staates unterlegen haben. 

(2) Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates die Zulassung zur freiwilligen Versicherung 
oder freiwilligen Weiterversicherung vom Nachweis 
von Vorversicherungszeiten abhängig, so weiden 
die nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mit- 
gliedstaates zurückgelegten Versicherungszeiten, so- 
weit erforderlich, wie Versicherungszeiten angerech- 
net, die nach den Rechtsvorschriften des ersten Staa- 
tes zurückgelegt v.^orden sind. 


Artikel 13 

(1) (unverändert) 

(2) (unverändert) 

a) (unverändert) 

b) (unverändert) 

c) (unverändert) 

d) Die zum Wehrdienst eines Mitgliedstaates eiin- 
berufenen oder wieder ©inberufenen Arbeitneh- 
mer behalten ihre Arbeitnehmereigenschaft und 
unterliegen den Rechtsvorschriften dieses Staa- 
tes; wird die Inanspruchnahme dieser Rechtsvor- 
schriften von dem Nachweis von Versicherungs- 
zeiten vor der Einberufung oder nach der Entlas- 
sung aus dem Wehrdienst abhängig gemacht, so 
werden die nach den Rechtsvorschriften jedes an- 
deren Mitgliedstaates zurückgelegten Versdehe- 
rungszeiten, soweit erforderlich, wie Versiche- 
rungszeiten angerechnet, die nach den Rechtsvor- 
schriften des ersten Staates zurückgelegt worden 
sind. 

(Absatz 3 fällt weg). 


Artikel 14 

(1) Der in Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe (a) auf- 
gestellte Grundsatz wird mit folgenden Ausnahmen 
und Besonderheiten angewendet: 

a) i) Werden Arbeitnehmer, die in einem Mitglied- 
staat von einem Unternehmen beschäftigt 
werden, dem sie gewöhnlich angehören, von 
diesem Unternehmen in einen anderen Mit- 
gliedstaat entsandt, um dort eine Arbeit für 
Rechnung dieses Unternehmens auszuführen, 
so gelten für sie weiterhin die Rechtsvor- 
schriften des ersten Staates, sofern die zu ver- 
richtende Arbeit voraussichtlich nicht mehr 
als zwölf Monate in Anspruch nimmt und sie 
nicht anstelle anderer Arbeitnehmer ent- 
sandt werden, deren Entsendezeit ab gelau- 
fen ist. 

ii) Geht eine solche Arbeit, deren Ausführung 
aus nicht vorhersehbaren Gründen die ur- 
sprünglich vorgesehene Dauer überschreitet, 
über zwölf Monate hinaus, so gelten die 
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Rechtsvorschriften des ersten Staates bds zur 
Beendigung dieser Arbeit weiter, wenn die 
zuständige Behörde des zweiten Staates, in 
dessen Gebiet me entsandt wurden, oder 
die von dieser Behörde bezeichnete Stelle 
zustimmt; diese Zustimmung muß vor Ablauf 
der ersten zwölf Monate beantragt werden. 

b), c) und d) (unverändert) 

Absätze (2) und (3) (unverändert). 


Artikel 14 a 

(1) Artikel 13 und 14 finden im Bereich der frei- 
williigen Versicherung oder freiwilligen Weiterver- 
sicherung keine Anwendung. 

(2) Hat die Anwendung der Rechtsvorschriften 
zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten entweder ein 
Zusammentreffen der Mitgliedschiaft bei einer Pflicht- 
versicherung und bei einem oder mehreren Syste- 
men der freiwilligen Versicherung oder freiwilligen 
Weiterversicherung oder aber das Zusammentreffen 
der Mitgliedschaft bei zwei oder mehreren Systemen 
der freiwilligen Versicherung oder freiwilligen Wed- 
terversicberung zur Folge, so unterliegt der Versi- 
cherte ausschließlich dem System der Pflichtversiche- 
rung. Besteht eine solche nicht, so kann er nur zu 
dem System der freiwilligen Versicherung oder frei- 
willigen Weiterversicherung zu gelassen werden, für 
das er sich entschieden hat. 

(3) Im Bereich Invalidität, Alter und Tod (Renten) 
kann der Versicherte unbeschadet des Absatzes (2) 
zur freiwilligen Versicherung oder freiwiliiigen Wei- 
terversicherung eines Mitgliedstaates auch dann zu- 
gelassen werden, wenn er nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines anderen Mitgliedstaates pflichtversichert 
ist und die Rechtsvorschriften des ersten Staates ein 
Zusammentreffen der Mitgliedschaft bei der freiwilli- 
gen Versicherung oder freiwilligen Weiterversiche- 
rung mit der Pflichtversicherung dieses Staates zu- 
iassen. 


Artikel 17 

(1) Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates den Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das 
Wiederaufleben des Leistungsanspruchs von einer 
bestimmten Versicherungsdauer abhängig, so be- 
rücksichtigt der zuständige Träger dieses Staates 
hierfür, soweit erforderlich, Versicherungszeiten, die 
nach den Rechtsvorschriften irgendeines anderen 
Mitgliedstaates zurückgelegt worden sind, so als ob 
es ich um Zeiten handele, die nach den Rechtsvor- 
schriften des ersten Staates zurückgelegt wor- 
den sind. 

(2) (unverändert) 

(3) Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates die Zulassung zur Pflichtversicherung von 
einer bestimmten Versicherungsdauer abhängig, so 
werden die nach den Rechtsvorschriften eines ande- 


ren Mitgliedstaates zurückgelegten Versicherungs- 
zeiten, soweit erforderlich, wie Versicherungszeiten 
angerechnet, die nach den Rechtsvorschriften des er- 
sten Staates zurückgelegt worden sind. 


Artikel 18 

(1) (unverändert) 

a) (unverändert) 

b) Geldleistungen, die sie vom zuständigen Träger 
nach den von diesem angewandten Rechtsvor- 
schriften erhalten. Im Einvernehmen zwischen 
dem zuständigen Träger und dem Träger des 
Wohnorts können die Leistungen auch von die- 
sem Träger für Rechnung des ersteren nach den 
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates ge- 
währt werden. 

(2) (unverändert) 

(3) Grenzgänger können die Leistungen auch vom 
zuständigen Träger im Gebiet des zuständigen Staa- 
tes nach dessen Rechtsvorschriften erhalten, als ob 
sie dort wohnten. Die Familienangehörigen eines 
Grenzgängers können unter den gleichen Vorausset- 
zungen Sachleistungen erhalten, wenn zwischen den 
betreffenden Mitgliedstaaten oder zwischen den zu- 
ständigen Behörden dieser Staaten eine entsprechen- 
de Vereinbarung getroffen wird, oder, in Ermange- 
lung einer solchen Vereinbarung, wenn der zustän- 
dige Träger zuvor seine Genehmigung hierzu erteilt 
hat; dies gilt nicht für dringende Fälle. 

(4) (unverändert) 

(5) (unverändert) 


Artikel 19 

(1) (unverändert, ausgenommen ii)) 

ii) Geldleistungen, die sie vom zuständigen 
Träger nach den von diesen angewandten 
Rechtsvorschriften erhalten. Im Einverneh- 
men zwischen dem zuständigen Träger und 
dem Träger des Aufenthalts- bzw. Wohn- 
orts können die Leistungen auch von die- 
sem Träger für Rechnung des ersteren nach 
den Rechtsvorschriften des zuständigen 
Staates gewährt werden. 

(2) a) Die Genehmigung nach Absatz (1) Buch- 

stabe (b) darf nur verweigert werden, 
wenn ein Wohnort Wechsel des Versicher- 
ten geeignet ist, seinen Gesundhedtszu- 
stand zu gefährden, oder die Durchführung 
einer ärztlichen Behandlung in Frage zu 
stellen, 

b) (unverändert) 

(3) (unverändert) 

(4) (unverändert) 
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Artikel 20 a 

(1) Ist einem Arbeitnehmer für sich oder einen 
seiner Familienangehörigen vom Träger eines Mit- 
gliedstaats vor seiner neuen Mitgliedschaft beim Trä- 
ger eines anderen Mitgliedstaates der Anspruch auf 
ein Körperersatzstück, ein größeres Hilfsmittel oder 
andere Sachleistungen von erheblicher Bedeutung 
zuerkannt worden, so gehen diese Leistungen selbst 
dann zu Lasten des ersten Trägers, wenn der betref- 
fende Arbeitnehmer zur Zeit ihrer tatsächlichen Ge- 
währung bereits beim zweiten Träger Miitglied war. 

(2) Die Verwaltungskommission stellt die Liste 
der Leistungen fest, auf die Absatz (1) anzuwenden 
ist. 


Artikel 25 

(1) (unverändert) 

(2) Die Erstattungen nach Absatz (1) werden nach 
dem in Artikel 79 der Durchführungsverordnung 
teslgelegten Verfahren entweder gegen Nachweis 
der tatsächlichen Aufwendungen oder auf der Grund- 
lage von Pauschbeträgen ermittelt und vorgenom- 
men. 

(3) (unverändert) 


Artikel 27 

(1) Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates den Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das 
Wiede rauf leben des Leiätungsanspruchs von einer 
bestimmten Versicherungsdauer abhängig, so be- 
rücksichtigt der Träger, für den diese Rechtsvor- 
schriften gelten, hierfür, soweit erforderlich, Versiche- 
rungszeiten, die nach den Rechtsvorschriften irgend- 
eines anderen Mitgliiedstaats zurückgelegt worden 
sind, als ob es sich um Zeiten handele, die nach den 
Rechtsvorschriften des ersten Staates zurückgelegt 
worden sind. 

(2) Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats die Gewährung bestimmter Leistungen davon 
abhängig, daß die Versicherungszeiten in einem Be- 
ruf, für den ein Sondersystem gilt, oder gegebenen- 
falls in einer bestimmten Beschäftigung zurückge- 
legt worden sind, so werden für die Gewährung die- 
ser Leistungen die nach den Rechtsvorschriften an- 
derer Mitgliedstaaten zurückgelegten Zeiten nur 
dann berücksichtigt, wenn sie in einem entsprechen- 
den System oder, falls es ein solches nicht gibt, in 
dem gleichen Beruf oder gegebenenfalls in der glei- 
chen Beschäftigung zurückgelegt worden sind. Er- 
füllt der Versicherte trotz Anrechnung solcher Zei- 
ten nicht die Voraussetzungen für den Anspruch auf 
die genannten Leistungen, so werden diese Zeiten 
für die Gewährung von Leistungen im allgemeinen 
System oder, falls es ein solches nicht gibt, je nach- 
Lage in dem System für Arbeiter oder Angeistellte 
angerechnet. 


A r t i k e 1 29 

(1) (unverändert) 

(2) Entgegen Absatz 1 werden die Leistungen, 
auf die ein Arbeitnehmer Anspruch hat, gemäß Ar- 

^ tikel 28 gewährt, wenn dieser Arbeitnehmer im An- 
schluß an eine Arbeitsunfähigkeit erwerbsunfähig 
wird, während für ihn eine im Anhang III aufgeführ- 
te Rechtsvorschrift gilt, und wenn er lediglich die an 
diesen oder anderen Rechtsvorschriften gleicher Art 
' geforderten Voraussetzungen für den Leistungsan- 
I Spruch erfüllt — gegebenenfalls unter Berücksichti- 
I gung des Artikels 27 — , jedoch ohne daß es erfor- 
' derlich wäre, auf Versicherurigszöiten zurückzugrei- 
' fen, die nach Rechtsvorschriften zurückgelegt wur- 
' den, die nicht im Anhang III aufgeführt sind. 

(3) Die Entscheidung des Trägers eines Mitglied- 

, staats über den Tatbestand der Erwerbsunfähigkeit 
i des Antragstellers ist für den Träger jedes anderen 
: in Betracht kommenden Mitgliedstaats unter der 
! Voraussetzung verbindlich, daß die Tatbestands- 
I nierkmale der Erwerbsunfähigkeit in Anhang IV als 
j in den Rechtsvorschriften dieser Staaten überein- 
stimmend anerkannt sind. 


Artikel 34 

(1) Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
Staats den Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das 
Wiederaufleben des Leistungsanspruchs von einer 
bestimmten Versicherungsdauer abhängig, so be- 
rücksichtigt der Träger, für den diese Rechtsvor- 
schriften gelten, hierfür Versicherungszeiten, die 
nach den Rechtsvorschriften irgendeiines anderen 
Mitgliedstaats zurückgelegt worden sind, so als ob 
es sich um Zeiten handele, die nach den Rechtsvor- 
schriften des ersten Staates zurückgelegt worden 
sind. 

(2) Machen die Rechtsvorschriftein eines Mitglied- 
staats die Gewährung bestimmter Leistungen davon 
abhängig, daß die Versicherungszeiten in einem Be- 
ruf, für den ein Sondersystem gilt, oder gegebenen- 
falls in einer bestimmten Beschäftigung zurückgelegt 
worden sind, so werden für die Gewährung dieser 
Leistungen die nach den Rechtsvorschriften anderer 
Mitgliedstaaten zurückgelegten Zeiten nur dann be- 
rücksichtigt, wenn sie in einem entsprechenden Sy- 
stem O'der, falls es ein solches nicht gibt, in dem glei- 
chen Beruf oder gegebenenfalis in der gleichen Be- 
schäftigung zurückgelegt worden sind. Erfüllt der 
Versicherte trotz Anrechnung solcher Zeiten nicht 
die Voraussetzung für den Anspruch auf die genann- 
ten Leistungen, so werden diese Zeiten für die Ge- 
währung von Leistungen im allgemeinen System 
oder, falls es ein solches nicht gibt, je nach Lage in 
dem System für Arbeiter oder Angestellte angerech- 
net. 

(3) Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats, in denen die Gewährung der Leistungen da- 
von dbhängt, daß der Arbeitnehmer ihnen im Zeit- 
punkt des Versicherungsfalles unterliegt, keinerlei 
Versicherungsdauer vor, und zwar weder für den 
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Erwerb des Anspruchs noch für die Berechnung der 
Leistungen, so gilt für die Anwendung dieses Kapi- 
tals jeder Arbeitnehmer, der diesen Rechtsvorschrif- 
ten nicht mehr unterliegt, als ihnen im Zeitpunkt des 
Versicherungsfalls noch unterliegend, sofern er dm 
Zeitpunkt des Versicherungsfalls den Rechtsvor- 
schriften eines anderen Mitgliedstaats unterliegt 
oder falls dies nicht zutrifft, sofern er Ledstungsan- 
sprüche nach den Rechtsvorschriften eines anderen 
Mitgliedstaates geltend machen kann. Diese letztere 
Voraussetzung gilt jedoch nicht für den in Artikel 
37 Absatz 1 bezeichneten Fall. 

(4) (unverändert) 


Artikel 37 

(1) Erreicht die Gesamtdauer der nach den Rechts- 
vorschriften eines Mitgliedstaats zurückgelegten 
Versicherungszeiten nicht die Dauer eines Jahres 
und wird nach diesen Rechtsvorschriften kedn Led- 
stungsanspriich au ^schließlich auf Grund dieser Zei- 
ten erworben, so ist der Träger dieses Staates ent- 
gegen den Vorschriften des Artikels 35 nicht ver- 
pflichtet, Leistungen auf Grund dieser Zeiten zu ge- 
währen, 

(2) (unverändert) 

(3) (unverändert) 

Artikel 38 

(unverändert, ausgenommen Absatz 1. b) ü)) 

ii) die Voraussetzungen nach den Rechtsvorschriften 
nur eines Mitgliedstaats ohne Rückgriff auf Ver- 
sicherung szeiten, die nach Rechtsvorschriften zu- 
rückgelegt wurden, deren Voraussetzungen nicht 
erfüllt sind, so wird der Betrag der geschuldeten 
Leistung nach den Rechtsvorschriften berechnet, 
deren Voraussetzungen erfüllt siind, und zwar 
unter ausschließlicher Berücksichtigung der nach 
diesen Rechtsvorschriften zurückgelegten Ver- 
si ch e r ung sz ei ten . 


. A r i i k e 1 41 

(1) a) (unverändert) 

b) Geldleistungen, die sie vom zuständigen 
Träger nach den von diesem angewandten 
Rechtsvorschriften erhalten. Im Einverneh- 
men zwischen dem zuständigen Träger und 
dem Träger des Wohnorts können die Lei- 
stungen auch von diesem Träger für Rech- 
nung des ersteren nach den Rechtsvor- 
schriften des zuständigen Staates gewährt 
werden. 

(2) (unverändert) 

(3) (unverändert) 

(4) (unverändert) 


Artikel 42 

Ein Wegeunfall, den ein Arbeitnehmer im Gebiet 
eines anderen als des zuständigen Mitgliedstaates 
erlitten hat, wird einem Wegeunfall gleichgestellt, 
der sich im Gebiet des zuständigen Staates ereignet 
hat. 

A r t i k e 1 43 

(1) (unverändert, ausgenommen ii)) 

ii) Geldleistungen, die sie vom zuständigen 
Träger nach den von diesem angewandten 
Rechtsvorschriften erhalten. Im Einverneh- 
men zwischen dem zuständigen Träger und 
dem Träger des Aufenthalts- oder Wohn- 
orts können die Leistungen auch von die- 
sem Träger für Rechnung des ersteren nach 
den Rechtsvorschriften des zuständigen 
Staates gewährt werden. 

(2) a) Die in Absatz 1 Buchstabe b genannte Ge- 

nehmigung darf nur verweigert werden, 
wenn ein Wohnortwechsel des Versicher- 
ten geeignet ist, seinen Gesundheitszu- 
stand zu gefährden oder die Durchführung 
einer ärztlichen Behandlung in Frage zu 
stellen. 

b) (unverändert) 


Artikel 46 

(1) (unverändert) 

(2) Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats eine Höchstdauer für die Gewährung der Lei- 
stungen vor, so kann der Träger, für den diese 
Rechtsvorschriften gelten, die Zeit berücksichtigen, 
für die bereits Leistungen von dem Träger eines an- 
deren Mitgliedstaats gewährt worden sind. 


Artikel 48 

(1) (unverändert) 

(2) Die Erstattungen nach Absatz (1) werden nach 
dem in Artikel 79 der Durchführungsverordnung fest- 
gelegten Verfahren entweder gegen Nachweis der 
tatsächlichen Aufwendungen oder auf der Grundlage 
von. Pauschbeträgen ermittelt und vorgenommen. 

(3) (unverändert) 


Artikel 51 

Machen die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaa- 
tes den Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das Wie- 
deraufleben des Anspruchs auf Sterbegeld von einer 
j bestimmten Versicherungsdauer abhängig, so berück- 
I sichtigt der zuständige Träger dieses Staates hierfür, 
soweit erforderlich, Versicherungszeiten, die nach 
i den Rechtsvorschriften irgendeines underen Mit- 
i glied Staates zurückgelegt worden sind, so als ob es 
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sich um Zeiten handele, die nach den Rechtsvor- 
schriften des ersten Staates zurückgelegt worden 
sind, 

Artikel 58 

(1) (unverändert) 

(2) Die Erstattungen nach Absatz (1) werden hach 
dem in Artikel 79 der Durchführungsverordnung 
festgelegten Verfahren entwieder gegen Nachweis 
der tatsächlichen Aufwendungen oder auf der 
Grundlage von Pauschbeträgen ermittelt und vorge- 
nommen, 

Artikel 59 

Machen die Rechtsvorschriften öines MitgMed- 
staats den Erwerb des Leitstungsanspruchs von einer 
bestimmten Beschäftigungsdauer abhängig, so be- 
rücksichtigt der zuständige Träger dieses Staates 
hierfür, soweit erforderlüch, auch Beschäftigungszei- 
ten, die lin irgendeinem anderen Mitgliedstaat zu- 
rückgelegt worden sind, als ob es sich um Zeiten 
handelte, die nach seinen eigenen Rechtsvorschrif- 
ten zurückgelegt worden sinid. 


A r t i k e 1 60 

(1) (unverändert) 

(2) Unbeschadet des Absatzes (1) hat ein in Arti- 
kel 14 Absatz (1) Buchstabe (a) bezeichne ter Arbeit- 
nehmer für die Famjilienangehörigen, die ihn dn den 
Staat begleiten, in den er entsandt ist, Anspruch auf 
die nach den Rechtsvorschriften des zuständigen 
Staates vorgesehenen Leistungen. Diese Leistungen 
erhält er vom zuständigen Träger; im Einverneh- 
men zwischen dem zuständigen Träger und dem 
Träger des Staates, in den der Versicherte entsandt 
ist, können die Leistungen auch von idiesem Träger 
für Rechnung des ersteren gewährt werden. 


A r t i k ie 1 64 

(1) Der zuständige Träger bat den Betrag der auf 
Grund des Artikels 60 Absatz T oder des Artikels 61 
für seine Rechnung erbrachten Leistungen zu erstat- 
ten. Die Erstattung erfolgt »in der in Artikel 79 der 
Durchführungsverordnung bestimmten Art und 
Weise. 

(2) (unverändert) 

(3) (unverändert) 

(4) (unverändert) 


A r t i k e 1 65 

(1) Die am Sitz der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften eingesetzte Verwaltungskommission 
setzt sich aus je einem Regierungsvertreter der Mit- 


gliedstaaten zusammen, die gegebenenfalls von tech- 
nischen Beratern unterstützt werden. Ein Vertreter 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen der 
Verwaltungskommission teil. Mit beratender Stimme 
zur Teilnahme an den Sitzungen der Verwaltungs- 
kommission berechtigt sind ferner ein Vertreter der 
Arbeitgeber, ein Vertreter der Landwirte und zwei 
Vertreter der Arbeitnehmer. Diese Vertreter werden 
von der Konimission auf Vorschlag der auf europäi- 
scher Ebene vertretenen berufsständischen Organi- 
sation ernannt. 

(2) bis (4) (unverändert). 


Artikel 66 
a) und b) (unverändert) 

c) sie fördert und verstärkt die Zusammenarbeit 
zwischen den Mdtgliedstaaten auf dem Gebiet der 
sozialen Sicherheit, namentlich im Hinblick auf 
gesundheitliche und soziale Maßnahmen von ge- 
meinsamem Interesse, und erleichert die Anwen- 
dung der neuzeitlichsten medizinischen Technik 
zum Wohl der im Geltungsbereich dieser Ver- 
ordnung erfaßten Versicherten; 

d) sie fördert und verstärkt die Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten zur Beschleunigung 
der Feststellung der Leistungen iinsbesondere bei 
Erwerbsunfähigkeit, Alter und Tod (Renten) in 
Anwendung der Verordnung unter Berücksichti- 
gung der Weiterentwicklung der Verwaltungs- 
verfahren; 

(Die Absätze d), e) und f) werden Absätze e), f) 
und g)). 


Artikel 71 

Streichung von Absatz (1); Absatz (2) wird also 
Absatz (1). 

Artikel 74 

(1) Die Arbeiitgeber können nicht zur Zahlung hö- 
herer Beiträge gezwungen werden, weil sie ihren 
Wohnsitz oder ihr Unternehmen seinen Sitz in einem 
anderen als dem zuständigen Mlitgliiedstaat haben. 

(2) Bei der Festlegung der Höhe der an einen Trä- 
ger eines MitgMedstaates zu entrichtenden Beiträge 
sind gegebenenfalls die in irgendeinem anderen Mit- 
gliedstaat erzielten Einkünfte zu berücksichtigen. 

(Absätze (1) und (2) werden Absätze (3) und (4)). 


Artikel 76 
1) bis 7) (unverändert). 

(8) Die Anwendung des Artikels 60 Absatz 1 der 
Verordnung würde nur eine Beschneidung der An- 
sprüche der Arbeitnehmer bewirken, die bei Inkraft- 
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treten der vorliegenden Verordnung Raimlienlei- 
stüngen gemäß Verordnung Nr. 3 und Nr. 36/63 
bezogen. Die Durchführungsibestimmungen für die- 
sen Absatz werden in der dn Artikel 79 vorgesehe- 
nen Verordnung noch festgelegt. 

Artikel 80 

Diese Verordnung nebst ihren Anhängen tritt am 
ersten Tag des siebenten Monats nach Veröffentli- 
chung der in Artikel 79 genannten Durchführungs- 
verordnung in Kraft. Beide Verordnungen setzen die 
folgenden Verordnungen außer Kraft: Verordnung 3 
über die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 
und Verordnung 4 zur Durchführung und Ergänzung 
der Verordnung 3, sowie Verordnung 36/63 über 
die soziale Sicherheit der Grenzgänger, und treten 
an die Stelle der entsprechenden Bestinimungen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindldch. und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


Die meisten dieser Änderungen sind das Ergebnis 
der am 25. Januar 1967 und am 25. Januar 1968 vom 
Wirtschafts- und Sozialausschuß und vom Euro- 
päischen Parlament abgegebenen Stellungnah- 
men, sowie der ergänzenden Vorschläge der Ver- 
waltungskommission für die So23iale Sicherheit der 
Wanderarbeitnehmer. Diese teilweise die gleiichen 
Punkte betreffenden Stelluiigiiahmen und Vor- 
schläge werden auf den nachfolgenden Seiten zu- 
sammen mit den ursprünglichen Vorschlägen der 
Kommissionen nebeneinander wiedergegeben. Die 
nach Ansicht der Kommission daraus zu folgernden 
Schlüsse werden dabei aufgeführt. 

Außerdem hat es sich als zweckmäßig erwiesen, 
bei dieser Gelegenheit den Kommissions Vorschlag 
verschiedentlidi auch formell zu verbessern. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 64 
vom 5. April 1967 

2) Drucksache des Rats 112/68 (ASS 71) 
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Ursprünglicher Vorschlag der Kommission 


Ergänzender Vorschlag der Verwaltungskommission ') 


Artikel 1 — a) (Bestimmung des Begriffs „Rechtsvorschriften") 

a) bezeichnet der Ausdruck „Rechtsvorschriften"...; [Systeme vertraglichen Ursprungs ausdrücklich aus- 
vertragliche Abmachungen fallen nicht unter schließen.) 
diesen Begriff, selbst wenn eine behördliche 
Maßnahme sie für verbindlich erklärt oder ihren 
Anwendungsbereich erweitert hat. 

Der vorgeschlagene Wortlaut entspricht den zusätzlichen Vorschlägen der Ver- 
waltungskommission und der WSA-Stellungnahme. Es wäre gegebenenfalls Auf- 
gabe der Sozialpartner, eine Koordinierung der Zusatzsysteme im Wege eines 
europäischen Kollektivabkommens zu verwirklichen. Der ausdrückliche Aus- 
schluß der vertraglichen Systeme ist außerdem infolge fehlender oder unzurei- 
chender nationaler Koordinierung dieser Systeme gerechtfertigt, die der Koordi- 
nierung auf Gemeinschaftsebene vorausgehen müßte, sowie auf Grund der Tat- 
sache, daß die Gleichbehandlung zwischen Staatsangehörigen und Ausländern 
durch Artikel 7 und 48 des Vertrags und Artikel 9 der Verordnung Nr. 38/64 
bereits gewährleistet ist. Der ursprüngliche Vorschlag ist jedoch so abzufassen, 
daß die Vertragssysteme, die Gesetzes oder Verordnungen über soziale Sicher- 
heit zur Folge haben, nicht ausgeschlossen bleiben, womit dem Anliegen des 
Parlaments teilweise entsprochen würde. Die in dieser Weise zum Bestandteil 
eines gesetzlichen Systems gewordenen vertraglichen Abmachungen stellen 
eine neue Form der Dezentralisierung dar, die derjenigen vergleichbar ist, wie 
sie bereits bei Einführung von Sozialversicherungssatzungen bestand. Dies trifft 
auch auf das berufsunabhängige System der Arbeitslosenversicherung in Frank- 
reich zu, seitdem eine Verordnung mit Gesetzeskraft und ihren Ergänzungen 
durch Ausführungserlasse die Pflichtversicherung für den Fall der Arbeitslosig- 
keit eingeführt, den Versicherungsträger zwingend bestimmt und die Beitrags- 
veranlagung festgelegt hat, Die Verordnung vom 13. Juli 1967 schreibt nämlich 
jedem lohnsteuerpflichtigen Arbeitgeber die „Pauschalabgabe" zur Versicherung 
jedes seiner Beschäftigten gegen Arbeitslosigkeit vor. Der Arbeitgeber hat diese 
Verpflichtung zu übernehmen, indem er Mitglied der Versicherungsträger des 
Systems wird, das durch das vertragliche Abkommen vom 31. Juli 1958 errichtet, 
durch Ministerialerlaß vom 12. Mai 1959 genehmigt und auf die nicht dem CNPF 
(Conseil National du Patronat Frangais, dem Unterzeichner des Abkommens) 
angeschlossenen Betriebe ausdehnt, die aber einem dem CNPF angegliederten 
Eerufszweig angehören; die Träger können diese Mitgliedschaften nicht ablehnen, 

Den Arbeitgeber- und Lohnbeiträgen zur Beschaffung der Mittel für diese Ver- 
sicherung ist die gleiche Veranlagung wie der „Pauschalabgabe" zugrunde zu 
legen. Die Verfügung bestimmt ferner, daß die nichtbeamteten Bediensteten 
des Staates und der öffentlichen Körperschaften, deren Arbeitgeber der Ver- 


h Abgekürzt: VK (“ Verwaltungskonunission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 


10 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/3208 


Stellungnahme des Europäischen Parlaments 


Stellungnahme des WSA 


Artikel 1 — a) (Bestimmung des Begriffs „Rechtsvorschriften") 

a) bezeichnet der Ausdruck „Rechtsvorschriften“ . . [Koordinierung der vertraglichen Systeme neben 
vertragliche Abmachungen fallen unter diesen der Koordinierung der zusätzlichen Systeme durch 
Begriff, wenn sie durch eine behördliche Maß- Sozialpartner- Verhandlungen sicherstellen.] 

nähme für verbindlich erklärt worden sind oder 
ihr Anwendungsbereich erweitert worden ist. 

sicherungspflicht nicht unterliegt, im Fall der Entlassung eine Sozialhilfe erhalten 
sollen, die im einzelnen durch Erlaß festzusetzen ist und den im Versicherungs- 
system festgelegten Voraussetzungen entsprechen solb dieser Erlaß wird sejlbst- 
verständlich Bestandteil der Sozialversicherungs-Gesetzgebung im Sinne des 
Buchstabens a) Ziffer i) dieser Verordnung sein- Da der Gerichtshof in einem 
Urteil vom 30. Juni 1966 (Rechtssache VAASEN-GOBBELS 61/65) ausgeführt hat, 
daß eine an die Stelle von Gesetzen und Verordnungen über ein allgemeines 
oder Sondersystem der sozialen Sicherheit tretende Regelung Bestandteil der 
„Rechtsvorschriften“ im Sinne des Artikels 1 (b) der Verordnung Nr, 3 ist, so 
besteht ein Grund mehr, das System der Arbeitslosenversicherung im Rahmen 
des vertraglichen Abkommens von 1958, dessen Nachträgen und Ausführungsver- 
ordnungen, das an die Stelle eines Systems tritt, das für nicht von seinem Gel- 
tungsbereich erfaßte Personen durch Erlaß errichtet wird, als Bestandteil der 
Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit für die Anwendung dieser Verord- 
nung zu betrachten. Aus der Verordnung vom 13. Juli 1967 geht auch hervor, 
daß der Anspruch des Arbeitnehmers auf Leistungen der Arbeitslosenversicherung 
nicht davon abhängt, ob der Arbeitgeber seiner Beitrittspflicht zu dieser Ver- 
sicherung oder seinen Beitragsentrichtungen nachkommt, wie die Verordnung 
bzw. das vertragliche Abkommen dies vorschreiben: Hierbei handelt es sich 
um eine verschiedenen Zweigen der sozialen Sicherheit eigene Bestimmung, 
die über das Privatversicherungsrecht hinausgeht. Die Einbeziehung des Berufs- 
unabhängigen französischen Systems der Arbeitslosenversicherung in den Gel- 
tungsbereich der Verordnung dürfte mithin keine Schwierigkeiten verwaltungs- 
mäßiger Art bereiten, soweit die in Betracht kommenden Träger auf Grund der 
Verordnung mit der Gewährung der Sozialbeihilfen beauftragt werden können, 
die der Geltungsbereich der Verordnung in jedem Fall mit einschließt. 

Eine redaktionelle Änderung des Ausdrucks „vertragliche Bestimmungen“ in 
„Bestimmungen vertraglichen Ursprungs“ ist erfolgt, um jede Verwechslung 
mit Versicherungssystemen zu vermeiden, die ursprünglich durch ein vertrag- 
liches Abkommen errichtet, jedoch völlig aufgehoben wurden und an deren Stelle 
ein Gesetz oder eine Verordnung getreten sind, wie im Falle der Familienzulagen 
in Italien. 


2) Wirtschafts- und Sozialausschuß 
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Ursprünglicher Vorschlag der Kommission 


Ergänzender Vorschlag der Verwaltungskommission 


Artikel 1 — b) (Bestimmung des Ausdrucks „Abkommen über soziale Sicherheit") 

b) bezeichnet der Ausdruck „Abkommen über so- Keiner, 

ziale Sicherheit" jede zwei- oder mehrseitige 
Übereinkunft, die auf dem Gebiet der sozialen 
Sicherheit für alle oder einen Teil der in Arti- 
kel 2 Absatz 1 und 2 bezeichneten Zweige und 
Systeme ausschließlich zwischen zwei oder mehr 
Mitgliedstaaten jetzt oder künftig in Kraft ist, 

Jede mehrseitige Übereinkunft, die für minde- 
stens zwei Mitgliedstaaten und ein oder mehrere 
Drittländer jetzt oder künftig in Kraft ist, und 
schließlich alle im Rahmen dieser Übereinkünfte 
getroffenen Vereinbarungen jeder Art; 


Der vom Parlament vorgeschlagene Wortlaut ist zu übernehmen, da er durch 
Aufzählung der am häufigsten in Betracht kommenden Übereinkünfte darauf 
abzielt, etwaigen Auslegungsschwierigkeiten vorzubeugen, obwohl die Begriffs- 
bestimmung in der Verordnung Nr. 3, die mit dem ursprünglichen Vorschlag der 
Kommission übereinstimmt, zu keiner Zeit Schwierigkeiten verursacht hat. 


Artikel 1 — k) (Bestimmung des Begriffs „Arbeitnehmer") 

k) bezeichnet der Ausdruck „Arbeitnehmer" die Keiner. 

Arbeitnehmer sowie die ihnen gleichgestellten 
Personen. Unter gleichgestellten Personen sind 
diejenigen zu verstehen, die nach den geltenden 
Rechtsvorschriften im Rahmen der Systeme für 
die soziale Sicherheit der Arbeitnehmer gegen 
ein oder mehrere Risiken im Geltungsbereich 
dieser Verordnung pflichtversichert oder frei- 
willig versichert sind. 


Zur Vermeidung jeden Mißverständnisses ist die vom Parlament gewünschte for- 
melle Klarstellung vorzunehmen, jedoch unter Beibehaltung der herkömm- 
lichen Fachausdrücke. Ferner ist klarzustellen, daß der Begriff „Arbeitnehmer 
oder diesem Gleichgestellter" im Rahmen eines auf Arbeitnehmer anzuwenden- 
den Sozialversicherungssystems nur für den dem betreffenden Versicherungs- 
zweig entsprechenden Versicherungsfall gilt, weil die Angleichung des persön- 
lichen Geltungsbereichs solcher Systeme auf Grund der Verordnung außer 
Betracht bleibt. Da die für alle Einwohner geltenden Systeme der sozialen 
Sicherheit hingegen den Berufsstand der Berechtigten nicht in Betracht ziehen, 
macht die Abgrenzung des persönlichen Geltungsbereichs der Verordnung es not- 
wendig, auf den persönlichen Geltungsbereich der für Arbeitnehmer errichteten 
Systeme Bezug zu nehmen, so daß eine im Geltungsbereich dieser letzteren 
als Arbeitnehmer oder Gleichgestellter erfaßte Person sich auf die Verordnung 
berufen kann, um die erstgenannten Systeme in Anspruch zu nehmen. Dieser 
Gesichtspunkt gilt für Arbeitnehmer und diesen Gleichgestellte ganz allgemein, 


Abgekürzt: VK (= Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 
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Stellungndhme des Rnropäischen Parlaments 


Stellungnahme des WSA -) 


Artikel 1 — b) (Bestimmung des Ausdrucks „Abkommen über soziale Sicherheit“) 

b) bezeichnet der Ausdruck „Abkommen über so- Keine, 

ziale Sicherheit“ jede zwei- oder mehrseitige 
Übereinkunft, die auf dem Gebiet der sozialen 
Sicherheit für alle oder einen Teil der in Arti- 
kel 2 Absatz 1 und 2 bezeichneten Zweige und 
Systeme ausschließlich zwischen zwei oder mehr 
Mitgliedstaaten jetzt oder künftig in Kraft ist, 
jede mehrseitige Übereinkunft, die für minde- 
stens zwei Mitgliedstaaten und ein oder mehrere 
Drittländer jetzt oder künftig in Kraft ist, und 
schließlich alle im Rahmen dieser Übereinkünfte 
zustande gekommenen Protokolle sowie Verein- 
barungen administrativer oder sonstiger Art. 


Artikel 1 — k) (Bestimmung des Begriffs „Arbeitnehmer") 

k) bezeichnet der Ausdruck „Arbeitnehmer“ die Keine. 

Arbeitnehmer sowie die ihnen gleichgestellten 
Personen. Unter gleichgestellten Personen sind 
diejenigen zu verstehen, die auch als die Wei- 
terversicherte nach den geltenden Rechtsvor- 
schriften im Rahmen der Systeme für die soziale 
Sicherheit der Arbeitnehmer gegen ein oder 
mehrere Risiken im Geltungsbereich dieser Ver- 
ordnung pflichtversichert oder freiwillig ver- 
sichert sind. 

denn zwischen beiden Berufsgruppen ist in manchen Grenzfällen schwer zu unter- 
scheiden, und für die Anwendung der Verordnung ist diese Unterscheidung 
außerdem überflüssig. Es muß jedoch vermieden werden, daß eine die Vorausset- 
zungen der Zulassung zur freiwilligen Versicherung oder freiwilligen Weiterver- 
sicherung gegen mehrere Risiken im Rahmen der für Arbeitnehmer errichteten 
Systeme erfüllende Person sich nur auf den Fall eines einzigen Risikos versichert, 
um sich auf die Verordnung zwecks Inanspruchnahme eines für sämtliche Ein- 
wohner geschaffenen Systems berufen zu können. 

Diese Vorsichtsmaßnahme betrifft natürlich nicht die Personen, die im Rahmen 
eines für Arbeitnehmer errichteten Systems gegen ein oder mehrere Risiken 
pflichtversichert sind, da sie auf Grund dieser Tatsache allein für die Anwendung 
eines für alle Einwohner geschaffenen Systems als Arbeitnehmer oder diesen 
Gleichgestellte gelten würden, ohne Rücksicht darauf, ob sie gegen weitere 
Risiken freiwillig versichert oder freiwillig weiterversidiert sind. 


Wirtschafts- und Sozialausschuß 


13 



Drucksache V/3208 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


UrspiLingl jeher VorschlcKj der Koiiiiinssiun 


Ergänzender Vorschlag der Ver waltungskominission 


Artikel 1 — 1) (Bestimmung des Ausdrucks „Grenzgänger") 

l) ii) in den Beziehungen zwischen Frankreich und Keiner, 

den angrenzenden Staaten muß ein Versicherter 
jedoch, um als Grenzgänger zu gelten, inner- 
halb eines Gebietes beschäftigt sein und wohnen, 
dessen Breite auf jeder Seite der gemeinsamen 
Grenze im Prinzip 20 km nicht überschreitet; die 
Kommission stellt im Verordnungsweg die Liste 
der in diesen Grenzzonen liegenden Gemeinden 
auf. Sie kann diese Zonen im Einvernehmen mit 
den beteiligten Mitgliedstaaten durch Verord- 
nung breiter als 20 km festsetzen. 

Die Kommission übernimmt den Vorschlag des Parlaments für das Verfahren 
zur Änderung der Grenzzonenbreite, wobei sie selbstverständlich die Stellung- 
nahme der von einer etwaigen Grenzzonenverbreiterung betroffenen Mitglied- 
staaten gebührend berücksichtigen wird. 


Artikel 1 — m) (Bestimmung des Ausdrucks „Saisonarbeiter") 

m) bezeichnet der Ausdruck „Saisonarbeiter" die Keiner. 

'Arbeitnehmer, die sich in einen anderen Mit- 
gliedstaat begeben als den, in welchem sie woh- 
nen, um dort für Rechnung eines Unternehmens 
oder eines Arbeitgebers dieses Staates eine 
Saisonarbeit bis zur Höchstdauer von acht Mona- 
ten auszuüben und sich für die Dauer ihrer Be- 
schäftigung in diesem Staat aufhalten; unter Sai- 
sonarbeit ist eine jahreszeitlich bedingte Arbeit 
zu verstehen, die jedes Jahr erneut anfällt; der 
Nachweis der Eigenschaft eines Saisonarbeiters 
wird entweder durch Vorlage des Arbeitsver- 
trags erbracht, der den Sichtvermerk der Arbeits- 
verwaltung des Mitgliedstaats tragen muß, in 
den der Saisonarbeiter zur Ausübung seiner 
Beschäftigung eingereist ist, oder durch Vorlage 
einer von der Arbeitsverwaltung mit einem 
Sichtvermerk versehenen Bescheinigung, aus der 
hervorgeht, daß der betreffende Arbeitnehmer 
in diesem Mitgliedstaat eine saisonbedingte 
Beschäftigung gefunden hat; 

Es besteht keine Notwendigkeit, den Parlaments-Vorschlag anzunehmen, dem 
die Befürchtung zugrunde zu liegen scheint, die Saisonarbeiter-Eigenschaft könne 
bei mündlichem Arbeitsvertrag schwer feststellbar sein; der vorgeschlagene' 
Wortlaut fordert nicht nur die Vorlage des Arbeitsvertrags. Im übrigen ist diese 
Frage bedeutungsmäßig ziemlich begrenzt, denn der Verordnungsvorschlag ent- 
hält nur noch zwei sich auf die Saisonarbeiter beziehende Artikel (Art. 17 Abs. 2 
und Art. 58 Abs. 1 Buchstabe b). 


g Abgekürzt; VK (= Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/3208 


Stellungnahme des Europäischen Pdrlameiils 


Stellungnahme des WSA -) 


Artikel 1 — 1) (Bestimmung des Ausdrucks „Grenzgänger") 

1) ii) in den Beziehungen zwischen Frankreich und Keine, 

den angrenzenden Staaten muß ein Versicherter 
jedoch, um als Grenzgänger zu gelten, inner- 
halb eines Gebietes beschäftigt sein und wohnen, 
dessen Breite auf jeder Seite der gemeinsamen 
Grenze im Prinzip 20 km nicht überschreitet; die 
Kommission stellt im Verordnungsweg die Liste 
der in diesen Grenzzonen liegenden Gemeinden 
auf. Sie kann diese nach Rücksprache mit den 
beteiligten Mitgliedstaaten durch Verordnung 
auf mehr als 20 km festsetzen. 


Artikel 1 — m) (Bestimmung des Ausdrucks „Saisonarbeiter") 

m) bezeichnet der Ausdruck . Saisonarbeiter" die Keine. 

Arbeitnehmer, die sich in einen anderen Mit- 
gliedstaat begeben als den, in dem sie wohnen, 
um dort für Rechnung eines Unternehmens oder 
eines Arbeitgebers dieses Staates eine Saison- 
arbeit bis zur Höchstdauer von acht Monaten aus- 
zuüben und sich für die Dauer ihrer Beschäfti- 
gung in diesem Staat aufhalten; unter Saison- 
arbeit ist eine jahreszeitlich bedingte Arbeit 
zu verstehen, die jedes Jahr erneut anfällt; der 
Nachweis der Eigenschaft eines Safsonarbeiters 
kann nämlich insbesondere “"durch Vorlage des 
Arbeitsvertrags, der den Sichtvermerk der Ar- 
beitsverwaltung des Mitgliedstaats tragen muß, 
in den der Saisonarbeiter zur Ausübung seiner 
Beschäftigung eingereist ist, oder durch Vorlage 
einer von der Arbeitsverwaltung mit einem 
Sichtvermerk versehenen Bescheinigung erbracht 
werden, aus der hervorgeht, daß der betreffende 
Arbeitnehmer in diesem Mitgliedstaat eine 
saisonbedingte Beschäftigung gefunden hat; 

Es wäre hingegen zweckmäßig, die Begriffsbestimmung mit derjenigen in Arti- 
kel 14 Absatz 2 der Verordnung Nr. 38/64 und in Artikel 8 Absatz 3 des Richt- 
linien-Vorschlags zum Vorschlag für die Verordnung über die Freizügigkeit 
abzustimmen und den Wortlaut „bis zur Höchstdauer von acht Monaten" ciurch 
die Fassung „deren Dauer nur dann acht Monate überschreiten darf, wenn die 
ihm vertraglich übertragenen Arbeiten auf Grund besonderer Umstände nicht 
innerhalb dieser Frist beendet sind." 


“) Wirtschafts- und So^ialausschuß 
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Drucksadle V/3208 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Ursprünglicher Vorschlag der Kommission 


Ergänzender Vorschlag der Verwaltungskommission 


Artikel 1 — n) (Bestimmung des Begriffs „Flüditling") 

n) hat der Ausdmdc „Flüchtling" die Bedeutung, Keiner, 

die ihm in Artikel 1 des am 28. Juli 1951 in 
Genf Unterzeichneten Abkommens über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge gegeben ist oder 
ihm in den Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
Staats gegeben wird; 

Der vom Parlament vorgeschlagene Zusatz „oder ihm in den günstigeren Rechts- 
vorschriften eines Mitgliedstaates kann übernommen werden, um alle Ausle- 
gungsschwierigkeiten zu vermeiden. 

Wichtig ist ferner die Berücksichtigung einer neuen Tatsache; die Änderung des 
Abkommens vom 28. Juli 1951 durch das Protokoll vom 31. Januar 1967 zwecks 
Herausnahme aller Hinweise der Bestimmung des Begriffs „Flüchtling" auf 


Artikel 1 — o) (Bestimmung des Begriffs „Staatenloser") 

o) hat der Ausdruck „Staatenloser" die Bedeutung, Keiner, 

die ihm in Artikel 1 des am 28. September 1954 
in New York Unterzeichneten Abkommens über 
die Rechtsstellung der Staatenlosen gegeben ist; 


Der vom Parlament vorgeschlagene Zusatz kann übernommen werden, um 
etwaigen Auslegungsschwierigkeiten vorzubeugen. 


Artikel 1 - — t) (Bestimmung der Begriffe „Leistungen" und „Renten") 

t) bezeichnen die Ausdrücke „Leistungen" und Keiner. 

„Renten" sämtliche Leistungen und Renten ein- 
schließlich aller ihrer Teile aus öffentlichen Mit- 
teln, aller Zuschläge, Anpassungsbeträge und 
Zulagen, vorbehaltlich der besonderen Bestim- 
mungen dieser Verordnung, ferner die Kapital- 
abfindungen, die anstelle der Renten treten kön- 
nen, sowie gegebenenfalls die Zahlungen, die 
als Beitragserstattungen geleistet werden; 


Die vom Parlament gewünschte redaktionelle Klarstellung kann übernommen 
werden, obwohl, wie in Artikel 1 — „für die Anwendung dieser Verordnung" 
— eingangs klargestellt, die in Buchstabe a) gegebene Bestimmung des Begriffs' 
„Rechtsvorschriften" mithin die Anwendung aller Buchstaben des Artikels 1 
umfaßt. 


Abgekürzt: VK (= Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksadie V/3208 


Stellungnahme des Europäischen Parlaments 


Stellungnahme des WSA 


Artikel 1 — n) (Bestimmung des Begriffs „Flüchtling") 

n) hat der Ausdruck „Flüchtling" die Bedeutung, Keine, 

die ihm in Artikel 1 des am 28. Juli 1951 in 
Genf Unterzeichneten Abkommens über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge gegeben ist oder 
ihm in den günstigeren Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats gegeben wird; 


Geschehnisse, die sich vor dem 1. Januar 1951 ereignet haben. Eine in einer 
Verordnung des Rats durch Hinweise auf ein Abkommen gegebene Begriffs- 
bestimmung hat für die Anwendung einer solchen Verordnung Verordnungs- 
kraft, ohne Rücksicht auf den Stand der Abkommensratifizierungen. Die aus- 
drückliche Erwähnung des Protokolls vom 31. Januar 1967 ist mithin solange 
zweckmäßig, als diese Übereinkunft von den Mitgliedstaaten des Abkommens 
von 1951, wie es tatsächlich der Fall ist, nicht ratifiziert worden ist. 


Artikel 1 — o) (Bestimmung des Begriffs „Staatenloser") 

o) hat der Ausdruck „Staatenloser" die Bedeutung, Keine, 

die ihm in Artikel 1 des am 28. September 1954 
in New York Unterzeichneten Abkommens über 
die Rechtsstellung der Staatenlosen oder in den 
günstigeren Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats gegeben wird; 


Artikel 1 — t) (Bestimmung der Begriffe „Leistungen" und „Renten") 

t) bezeichnen die Ausdrücke „Leistungen" und Keine. 

„Renten" in den Grenzen von Buchstabe a) die- 
ses Artikels sämtliche Leistungen und Renten 
einschließlich aller ihrer Teile aus öffentlichen 
Mitteln, aller Zuschläge, Anpassungsbeträge und 
Zulagen, vorbehaltlich der besonderen Bestim- 
mungen dieser Verordnung, ferner die Kapital- 
abfindungen, die anstelle der Renten treten kön- 
nen, sowie gegebenenfalls die Zahlungen, die 
als Beitragserstattungen geleistet werden; 


2) Wirtschafts- und Sozialaussdiuß 



Drucksache Y/3208 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiod e 




Ursprünglicher Vorschlag der Kommission 

Ergänzender Vorschlag der Verwaltungskommission 


Artikel 1 — u) (Bestimmung des Ausdrucks „Familienleistungen") 

u) bezeichnet der Ausdruck „Familienleistungen" Keiner, 

alle Sach- oder Geldleistungen, die zum Aus- 
gleich von Familienlasten bestimmt sind, mit 
Ausnahme der im Anhang I genannten Sonder- 
beihilfen bei Geburten, während der Ausdruck 
„Kinderzulagen" ausschließlich die entsprechend 
der Zahl und dem Alter der Kinder gewährten 
regelmäßige Geldleistungen bezeichnet; 


Die vom Parlament vorgeschlagene redaktionelle Klarstellung kann übernom- 
men werden, da sie den vorgeschlagenen Wortlaut nicht erheblich ändert und 
seine Anwendung auf Familienangehörige erleichtert, die auf Grund ihrer 
Gebrechen unbeschadet ihres Alters einen Anspruch auf Familienleistungen 


Artikel 6 — (Abkommen, die nicht berührt werden) 

(1) Diese Verordnung beeinträchtigt nicht die Keiner. 

Verpflichtungen aus 

a) einem von der Internationalen Arbeitskonferenz 
angenommenen Übereinkommen; 

b) den zwischen den Mitgliedstaaten des Europa- 
rats geschlossenen Vorläufigen Europäischen 
Abkommens vom 11. Dezember 1953 über die 
soziale Sicherheit. 


Die vom Europäischen Parlament gewünschte redaktionelle Klarstellung kann 
mit den erforderlichen Anpassungen übernommen werden, obwohl Buchstabe a), 
der im Vergleich zu den entsprechenden Bestimmungen der Verordnung Nr. 3 
unverändert geblieben ist, nur die zwischenstaatlichen Arbeits-Übereinkommen 
bezeichnet, aus denen für einen Mitgliedstaat „Verpflichtungen" erwachsen, wie 


Artikel 8 — (Beseitigung der untersdiiediichen Behandlung 
auf Grund der Staatsangehörigkeit) 

(1) Vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen Keiner, 

dieser Verordnung haben die Personen, auf die 
diese Verordnung anwendbar ist, die gleichen 
Rechte und Pflichten aus den die soziale Sicherheit 
betreffenden Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 
wie die Staatsangehörigen dieses Staates, gleich- 
gültig, in welchem Staat sie wohnen. 


Abgekürzt: VK (— Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/3208 


Stellungnahme des Europäischen Parlaments 


I Stellungnahme des WSA ') 


Artikel 1 — u) (Bestimmung des Ausdrucks „Familienleistungen") 

u) bezeichnet der Ausdruck „Familienleistungen" „mit Ausnahme der Sonderbeihilfen bei Geburten" 

alle Sach- oder Geldleistungen, die zum Aus- streichen, 

gleich von Familienlasten bestimmt sind, mit 
Ausnahme der im Anhang I genannten Sonder- 
beihilfen bei Geburten, während der Ausdruck 
„Kinderzulagen" ausschließlich die entsprechend 
der Zahl und dem Alter der berechtigten Fami- 
lienmitglieder gewährten regelmäßigen Geld- 
leistungen bezeichnet; 

begründen, stricto senso jedoch keine Kinder mehr sind. Die Streichung der 
Sonderbeihilfen bei Geburten, wie vom WSA vorgeschlagen, erscheint dagegen 
in Anbetracht des in der Hauptsache bevölkerungspolitischen Charakters dieser 
Leistungen unangebracht. 


Artikel 6 — (Abkommen, die nicht berührt werden) 

(1) Diese Verordnung beeinträchtigt nicht die Keine. 

Verpflichtungen aus 

a) einem von der Internationalen Arbeitskonfe- 
renz angenommenen, ratifizierten und in Kraft 
befindlichen Übereinkommen; 

b) den zwischen den Mitgliedstaaten des Europa- 
rats geschlossenen Vorläufigen Europäischen 
Abkommen vom 11. Dezember 1953 über die 
soziale Sicherheit. 

der einleitende Teil des Absatzes 1 besagt, d. h., folglich die ausschließlich für 
diesen Staat geltenden, da die für jeden einzelnen Mitgliedstaat „in Kraft befind- 
lichen" zwischenstaatlichen Arbeits-Übereinkommen nicht in jedem Falle die- 
selben sind. (Die Bemerkung zur Bedeutung des Ausdrucks „quelconque" bezieht 
sich nur auf den französischen Wortlaut). 


Artikel 8 — (Beseitigung der unterschiedlichen Behandlung 
auf Grund der Staatsangehörigkeit) 

(1) Vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen Keine, 

dieser Verordnung haben die Personen, auf die 
diese Verordnung anwendbar ist, die gleichen 
Rechte und Pflichten aus den die soziale Sicherheit 
betreffenden Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 
wie die Staatsangehörigen dieses Staates, gleich- 
gültig, ob sie in einem Mitgliedstaat oder einem 
Drittland wohnen. 


Wirtschafts- und Sozialausschuß 
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Drucksache V/3208 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Ursprünglicher Vorschlag der Kommission 


Ergänzender Vorschlag der Verwaltungskommission ’) 


Artikel 8 Absatz 1 (Gleichbehandlung auch bei Wohnsitz im Hoheitsgebiet 

eines Drittlandes) 

Das Europäische Parlament stützt die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften in einem Punkt, in döm ihr Vorschlag von dem der Verwaltungs- 
kommission für die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer abwich. Das 
Parlament schlägt jedoch eine letzte redaktionelle Klarstellung vor, die zweck- 
mäßigerweise angenommen werden kann. Die Gleichbehandlung der Staats- 
angehörigen aller Mitgliedstaaten ist, auch wenn sie in einem Drittland wohnen, 
aus folgenden Gründen unerläßlich: 

— sie strebt die Umwandlung günstigerer zweiseitiger Bestimmungen, die in 
den Beziehungen zwischen Deutschland und Italien, Deutschland und den 
Niederlanden durch ihre Aufnahme in den Anhang D zur Verordnung Nr. 3 
aufrechterhalten wurden, in Gemeinschaftsbestimmungen an, die für alle 
Staatsangehörigen aller Mitgliedstaaten gelten; 

— in den Beziehungen zwischen Belgien und Luxemburg bestanden solche 
Bestimmungen nicht, da das Problem als solches nicht bestand, weil belgische 


Artikel 9 — (Zulassung zur Versicherung) 


(1) Die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats, 
nach denen die Zulassung zur freiwilligen Versiche- 
rung oder freiwilligen Weiterversicherung vom 
Wohnsitz in diesem Staat abhängig gemacht wird, 
sind nicht auf Personen anwendbar, die in einem 
anderen Mitgliedstaat wohnen, sofern für sie die 
Rechtsvorschriften des ersten Staates zu irgend- 
einem Zeitpunkt ihrer Laufbahn galten. 


(2) Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats die Zulassung zur Pflichtversicherung und 
zur freiwilligen Versicherung oder freiwilligen Wei- 
terversicherung vom Nachweis von Vorversiche- 
rungszeiten abhängig, so werden die nach den 
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats zu- 
rückgelegten Versicherungszeiten, soweit erforder- 
lich, wie Versicherungszeiten angerechnet, die nach 
den Rechtsvorschriften des ersten Staates zurück- 
gelegt worden sind, sofern der Versicherte in diesem 
Mitgliedstaat wohnt oder er nach den Rechtsvor- 
schriften dieses Staates versichert war. 

(3) Die Absätze 1 und 2 berechtigen weder zu 
einer gleichzeitigen Mitgliedschaft aufgrund der 
Versicherungspflicht nach den Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaats und einer freiwilligen Ver- 
sicherung oder freiwilligen Weiterversicherung 


(1) Personen, auf die diese Verordnung Anwen- 
dung findet, haben Anspruch auf Zulassung zur 
freiwilligen Versicherung nach den Rechtsvorschrif- 
ten jedes Mitgliedstaats, und zwar auch dann, wenn 
sie nicht im Hoheitsgebiet dieses Staates wohnen, 
sofern sie in diesem Fall den Rechtsvorschriften die- 
ses Staates unterlegen haben. Die Zulassung zur 
freiwilligen Krankenversicherung nach den Rechts- 
vorschriften eines Mitgliedstaats kann jedoch von 
der Voraussetzung abhängig gemacht werden, daß 
die Versicherten im Hoheitsgebiet dieses Staates 
wohnen, 

(2) Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats die Zulassung zur freiwilligen Versicherung 
oder freiwilligen Weiterversicherung vom Nachweis 
von Vorversicherungszeiten abhängig, so werden 
die nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mit- 
gliedstaats zurückgelegten Versicherungszeiten, so- 
weit erforderlich, wie Versicherungszeiten ange- 
rechnet, die nach den Rechtsvorschriften des ersten 
Staates zurückgelegt worden sind. 


(3) (Absatz 3 ist zu streichen). 


Abgekürzt: VK {= Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 
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I 

Stellungnahme des Europäischen Parlaments | Stellungnahme des WSA 


Artikel 8 Absatz 1 (Gleichbehandlung auch bei Wohnsitz im Hoheitsgebiet 

eines Drittlandes) 

Renten und luxemburgische Grundrententeile selbst eigenen Staatsangehö- 
rigen nicht gezahlt wurden, wenn sie in einem Drittland wohnten. Die Erwei- 
terung der Verpflichtungen, die Deutschland auf Grund der vorgeschlagenen 
Bestimmungen obliegen würden, die praktisch in einer begrenzten Zahl von 
Fällen anzuwenden wären, ist auf Grund des Artikels 7 des Vertrages gebo- 
ten, dessen Artikel 48 bis 51 seine Anwendung auf die Freizügigkeit der 
Arbeitskräfte behandeln und nach dem die Gleichbehandlung der Harmonisie- 
rung der Rechtsvorschriften zugeordnet wird. 

— die Freizügigkeit der Arbeitskräfte im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten 
kann durch eine etwaige unterschiedliche Behandlung bei einer Renten- 
zahlung im Falle eines Wohnsitzes in einem Drittland beeinträchtigt werden. 

— die Gleichbehandlung betrifft nur die Anwendung der nationalen „Rechtsvor- 
schriften" der Mitgliedstaaten im Sinne des Artikels 1 Buchstabe a), nicht 
aber die Anwendung der Abkommen zwischen einem Mitgliedstaat und einem 
Drittland. 


Artikel 9 — (Zulassung zur Versicherung) 


(1) Die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats, 
nach denen die Zulassung zur freiwilligen Versiche- 
rung oder freiwilligen Weiterversicherung vom 
Wohnsitz in diesem Staat abhängig gemacht wird, 
sind nicht auf Personen anwendbar, die in einem 
anderen Mitgliedstaat wohnen, sofern für den 
Arbeitnehmer die Rechtsvorschriften des ersten 
Staates zu irgendeinem Zeitpunkt seiner Laufbahn 
galten. 


(2) (Stimmt mit dem Kommissionsvorschlag über- 
ein). 


(3) (Stimmt mit dem Kominissionsvorschlag über- 
ein). 


“) Wirtschafts- und Sozialausschuß 


[Die Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten, die 
eine frühere bestimmte Versicherungs- oder Wohn- 
dauer in Frankreich nachweisen, zu der den im Aus- 
iand wohnhaften Franzosen vorbehaltenen freiwilli- 
gen Versicherung (Gesetz vom 10. Juli 1965) zu- 
iassen.] 

(Vgl. Bericht der Fachgruppe für soziale Fragen — 
Drucks. V/SA 268/66 Ende Seite 13 unten). 
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i Ergänzender Vorschlag der Verwaltungskommission h 

1 


nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied- 
staats, wenn dessen Rechtsvorschriften eine solche 
Doppelversicherung nicht zulassen, noch zu einer 
gleichzeitigen Mitgliedschaft aufgrund einer frei- 
willigen Versicherung oder freiwilligen Weiterver- 
sicherung nach den Rechtsvorschriften von zwei 
oder mehr Mitgliedstaaten. 


Der Änderungsvorschlag zu diesem Artikel berücksichtigt den ergänzenden 
Vorschlag der Verwaltungskommission, mit dem angestrebt wird, die Frage 
der Zusammenrechnung für die Zulassung zur Pflichtversicherung abzutrennen, 
die tatsächlich nur die Krankenversicherung der Rentner nach den deutschen 
Rechtsvorschriften betrifft und in Artikel 17 aufgenommen wird, sowie auch das 
Problem der Doppelversicherung, das in Artikel 14 a behandelt wird. Der von 
der Verwaltungskommission in Absatz 1 letzter Satz gemachte Vorschlag ist 
jedoch gestrichen worden, weil er die Aufrechterhaltung der Wohnsitzvoraus- 
setzung für die Zulassung zur freiwilligen Krankenversicherung ermöglicht, die 


Artikel 13 — (Anzu wendende Rechtsvorschriften; neuer Unterabsatz 
für Wehrdienstzeiten) 

Keiner. Absatz 2 Buchstabe d) 

Die zum Militärdienst eines Mitgliedstaats einbe- 
rufenen oder wieder einberufenen Arbeitnehmer 
behalten die Eigenschaft von entlohnten Arbeit- 
nehmern und unterliegen den Rechtsvorschriften 
dieses Staates; wird die Inanspruchnahme dieser 
Rechtsvorschriften von dem Nachweis von Versiche- 
rungszeiten vor der Einberufung oder nach der Ent- 
lassung aus dem Militärdienst abhängig gemacht, 
so werden die nach den Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaats zurückgelegten Versiche- 
rungszeiten, soweit erforderlich, wie Versicherungs- 
zeiten angerechnet, die nach den Rechtsvorschriften 
des ersten Staates zurückgelegt worden sind. 

(Absatz 3 ist zu streichen). 

Der neue Buchstabe d) wurde im gemeinsamen Einvernehmen mit der Verwal- 
tungskommission aufgestellt und strebt die Anwendung der Rechtsvorschriften 
des Mitgliedstaats an, in dem der Arbeitnehmer Wehrdienst leistet. Diese Neu- 
regelung ermöglicht es, einen negativen Kompetenzkonflikt zu vermeiden, wenn 
ein Arbeitnehmer in einem anderen Mitgliedstaat als dem Wehrdienst leisten 
muß, in dem er beschäftigt war und vor allem Sachleistungen und Familienlei- 
stungen für die Familienangehörigen, sowie nach dem Ausscheiden aus dem 


Abgekürzt: VK {= Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 
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Stellungnahme des WSA 


gegen die Rechtsprechung des Gerichtshofs verstößt (Urteil vom 30. Juni 1966 
in der Rechtssache Vaasen>Göbbels 61/65). Ferner ist die vom Parlament vorge- 
schlagene redaktionele Verbesserung zu berücksichtigen, da die zur Ver- 
sicherung zuzulassende Person auch der anspruchsberechtigte Angehörige eines 
Arbeitnehmers sein kann. 

Die vom Wirtschafts- und Sozialausschuß aufgeworfene Frage ist in Anhang VI 
(besondere Bestimmungen für die Anwendung der französischen Rechtsvor- 
schriften) in der Weise zu regeln, wie sie im Anhang G zur Verordnung Nr. 3 
bereits geregelt worden ist. 


Artikel 13 — (Anzuwendende Rechtsvorschriften; neuer Unterabsatz 
für Wehrdienstzeiten) 


Keine. 


Keine. 


Wehrdienst alle auf Grund der Wehrdienstzeiten geschuldeten Leistungen sicher- 
zustellen. Diese Bestimmung schließt eine insbesondere bei Erlaß der Verord- 
nung 36/63 (Grenzgänger) von der belgischen Delegation im Ministerrat oft 
beanstandete Lücke; siehe auch die schriftlichen Anfragen von Herrn Troclet, 
Nr. 150 vom 26. Februar 1965, ABI EG vom 17. April 1965 und Nr. 16 vom 
26. April 1965, ABI EG vom 26. Juni 1965. Die in Absatz 3 enthaltenen Bestim- 
mungen sind in Artikel 14 a aufgenommen. 


-) Wirtsdiafts- und Sozialausschuß 


23 



Drucksache V/3208 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Ursprünglicher Vorschlag der Kommission I Ergänzender Vorschlag der Verwaltungskommission h 


Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer ii): Verlängerung der Entsendungsdauer 

ii) Nimmt eine solche Arbeit, deren Ausführung Keiner, 

aus nicht vorhersehbaren Gründen länger dauert als 
ursprünglich vorgesehen, mehr als zwölf Monate in 
Anspruch, so gelten die Rechtsvorschriften des 
ersten Staates bis zur Beendigung der Arbeit weiter, 
wenn die zuständige Behörde des zweiten Staates 
oder die von dieser bezeichnete Stelle zustimmt; die 
Zustimmung muß vor Ablauf der ersten zwölf Mo- 
nate beantragt werden. 


Der ursprüngliche Vorschlag bedarf vorbehaltlich der vom Europäischen Parla- 
ment vorgeschlagenen redaktionellen Verbesserung keiner Änderung. Es ist 
unlogisch und läuft der Technik der Verordnungen über die soziale Sicherheit 
der Wanderarbeitnehmer sowie der den Mitgliedstaaten laut Vertrag belas- 
senen Zuständigkeiten völlig zuwider, so wie der WSA dies wünscht, von der 
Ministerialbehörde eines Mitgliedstaats einen Soziaversicherungsträger eines 


Artikel 14 a — (Doppelversicherung) 


Keiner. 

(Artikel 13 Absatz 3 

Dieser Titel ist auf die freiwillige Versicherung und 
die freiwillige Weiterversicherung nicht anwend- 
bar.) 

Artikel 9 Absatz 3 

Die Absätze 1 und 2 berechtigen wieder zu einer 
gleichzeitigen Mitgliedschaft aufgrund der Versiche- 
rungspflicht nach den Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedstaats und einer freiwilligen Versicherung oder 
freiwilligen Weiterversicherung nach den Rechtsvor- 
schriften eines anderen Mitgliedstaats, wenn dessen 
Rechtsvorschriften eine solche Doppelversicherung 
nicht zulassen, noch zu einer gleichzeitigen Mitglied- 
schaft aufgrund einer freiwilligen Versicherung oder 
freiwilligen Weiterversicherung nach den Rechts- 
vorschriften von zwei oder mehr Mitgliedstaaten.) 


1. Artikel 13 und 14 sind auf die freiwillige Ver- 
sicherung und freiwillige Weiterversicherung nicht 
anwendbar. 


2. Hat die Anwendung der Rechtsvorschriften 
zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten entweder ein 
Zusammentreffen der Mitgliedschaft zu einer 
Pflichtversicherung und zu einer oder mehreren 
Systemen der freiwilligen Versicherung oder frei- 
willigen Weiterversicherung oder aber das Zusam- 
mentreffen der Mitgliedschaft zu zwei oder mehre- 
ren Systemen der freiwilligen Versicherung oder 
freiwilligen Weiterversicherung zur Folge, so unter- 
liegt der Versicherte ausschließlich dem System der 
Pflichtversicherung. Besteht eine solche nicht, so 
kann er nur zu dem System der freiwilligen Ver- 
sicherung oder freiwilligen Weiterversicherung zu- 
gelassen werden, für die er sich entschieden hat. 

3. Im Bereich Invalidität, Alter und Tod (Renten) 
beeinträchtigt Absatz (2) jedoch nicht die Rechts- 
vorschriften irgendeines Mitgliedstaates, der ein 
Zusammentreffen der Mitgliedschaft zu der freiwilli- 
gen Versicherung der freiwilligen Weiterversiche- 
rung und zu der Pflichtversicherung zuläßt. 


9 Abgekürzt: VK (= Verwaltungskomniission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 
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Stellungnahme des Europäischen Parlaments 


Stellungnahme des WSA -) 


Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer ii): Verlängerung der Entsendungsdauer 


ii) Geht eine solche Arbeit, deren Ausführung aus 
nicht vorhersehbaren Gründen die ursprünglich 
vorgesehene Dauer überschreitet, über zwölf Mo- 
nate hinaus, so gelten die Rechtsvorschriften des 
ersten Staates bis zur Beendigung dieser Arbeit 
weiter, wenn die zuständige Behörde des zweiten 
Staates, in dessen Gebiet sie entsandt wurden, oder 
die von dieser Behörde bezeichnete Stelle zustimmt: 
diese Zustimmung muß vor Ablauf der ersten zwölf 
Monate beantragt werden. 


(Klarstellung, daß die Verlängerung der Entsen- 
dungsdauer „vorbehaltlich der Zustimmung der zu- 
ständigen Behörde des zweiten Staates (dem Zusam- 
menhang nach dem Staat, in den der Arbeitnehmer 
entsandt wird) oder der von dieser bezeichneten 
Stelle des Entsendestaats gewährt wird". (Aus dem 
Bericht und der deutschen Fassung ist eindeutig zu 
entnehmen, daß als Entsendestaat der Staat zu ver- 
stehen ist, in dem der Arbeitnehmer gewöhnlich be- 
schäftigt ist und aus dem er entsandt wird)). 


anderen Mitgliedstaats bezeichnen zu lassen. Die betreffenden Bestimmungen 
über die Verlängerung der Entsendungsdauer haben im übrigen keinen Anlaß 
zu Deutungsschwierigkeiten gegeben. Die redaktionelle Änderung des Euro- 
päischen Parlaments dagegen kann, da sie zu verstehen gibt, welcher der „zweite 
Staat" ist, in Anbetracht der Satzlänge angenommen werden. 


Artikel 14 a — (Doppelversicherung) 


Keine. 


Keine. 


^) Wirtschafts- und Sozialausschuß 
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Ursprünglicher Vorschlag der Kommission 

j Ergänzender Vorschlag der Verwaltungskommission ^) 


Der von der Verwaltungskommission vorgeschlagene neue Artikel faßt Bestim- 
mungen zweckmäßig zusammen, die in den ursprünglichen Vorschlägen für 
Artikel 13 Absatz 3 enthalten waren (hinsichtlich der Beschränkung des Titels II 
auf die Pflichtversicherung), sowie zu Artikel 9 Absatz 3 (hinsichtlich nicht 
gleichzeitiger Versicherungen). Der von der Verwaltungskommission vorgeschla- 
gene Absatz 2 regelt jedoch die Frage der Nichtgleichzeitigkeit zweier freiwilli- 
ger Versicherungen (oder freiwilliger Weiterversicherungen) unmittelbar, die für 
die Durchführungsvorschrift Vorbehalten war; ferner beschränkt Absatz 3 die 
Möglichkeit der Gleichzeitigkeit einer Pflichtversicherung und einer freiwilli- 
gen Versicherung (oder freiwilligen Weiterversicherung) auf die Renten und 
läßt eine Gleichzeitigkeit nur zu, wenn die Rechtsvorschriften über freiwillige 
Versicherung (oder freiwillige Weiterversicherung), nicht aber die Rechtsvor- 
schriften, nach denen der Arbeitnehmer pflichtversichert war, dies nach natio- 
nalem Recht gestatten. 


Artikel 17 (Krankheit — Mutterschaft, Anrechnung der Versicherungszeiten) 


Keine. 

(Artikel 9 

(2) Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates die Zulassung zur Pflichtversicherung, zur 
freiwilligen Versicherung oder zur Weiterversiche- 
rung vom Nachweis von Vorversicherungszeiten 
abhängig, so werden die nach den Rechtsvorschrif- 
ten aller anderen Mitgliedstaaten zurückgelegten 
Versicherungszeiten soweit erforderlich wie Ver- 
sicherungszeiten angerechnet, die nach den Rechts- 
vorschriften des ersten Staates zurückgelegt worden 
sind, vorausgesetzt, daß die betreffende Person im 
Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats wohnt oder daß 
sie nach den Rechtsvorschriften dieses Staates ver- 
sichert war.) 


(3) Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates die Zulassung zu der Pflichtversicherung von 
einer bestimmten Versicherungsdauer abhängig, so 
werden die nach den Rechtsvorschriften eines ande- 
ren Mitgliedstaates zurückgelegten Versicherungs- 
zeiten, soweit erforderlich, wie Versicherungszeiten 
angerechnet, die nach den Rechtsvorschriften des 
ersten Staates zurückgelegt worden sind. 


In Absatz (1) werden die Worte „oder Beschäftigungszeiten" angesichts der 
Begriffsbestimmung für den Ausdruck „Versicherungszeiten" in Artikel 1 Ab- 
satz (2) gestrichen, weil sie überflüssig sind. Diese redaktionelle Vereinfachung 
ist auch an den Artikeln 27, 29, 34, 37, 38 und 51 vorzunehmen. 

In Absatz (3) sind die Vorschläge der Verwaltungskommission zu verwenden, 
die sich aus der Aufspaltung in Artikel 9 Absatz (2) ergeben. Die Änderung ist 
rein formeller Art. 


Abgekürzt: VK (= Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 
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I 

Stellungnahme des Europäischen Parlaments j 


Stellungnahme des WSA 


Diese Vorschläge sind unter Berücksichtigung der neuesten Tendenzen zu 
verwenden, die in der Entwicklung der freiwilligen Versicherung im Herkunfts- 
land für die abgewanderten Arbeitnehmer allgemein aufgetreten sind. Ist jedoch 
eine derartige Versicherung für Arbeitnehmer gerechtfertigt, die sich in Entwick- 
lungsländer begeben, in denen das Schutzniveau eindeutig niedriger ist als das 
ihres Herkunftslandes, und besteht keine internationale Koordinierung der 
Rechtsvorschriften, so fehlt diese Rechtfertigung für die Arbeitnehmer, die inner- 
halb der Gemeinschaft zu- und abwandern. Deshalb wird die Mitgliedschaft 
bei der Pflichtversicherung eines Mitgliedstaates der Mitgliedschaft bei der 
Pflichtversicherung eines anderen Mitgliedstaates für die Zulassung zur frei- 
willigen Versicherung auf Grund der Rechtsvorschriften dieses letzten Mitglied- 
staates gleichgestellt, wenn sie das Zusammentreffen von freiwilliger und 
Pflichtversicherung ermöglichen. Absatz (3) entspricht in dieser Beziehung genau 
den Absichten der Verwaltungskommission, ist jedoch in seiner Fassung exakter 
als der von ihr vorgeschlagene Text. 


Artikel 17 (Krankheit — Mutterschaft, Anrechnung der Versicherungszeiten) 

Kein. Kein. 


“) Wirtschafts- und Sozialausschuß 
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Ursprünglicher Vorschlag der Kommission 


Ergänzender Vorschlag der Verwaltungskommission ’) 


Artikel 18 (Krankheit — Mutterschaft, Arbeitnehmer, die nicht im zuständigen 

Land wohnen) 


b) Geldleistungen, die sie vom zuständigen Träger 
oder, auf dessen Ersuchen, vom Träger des 
Wohnorts nach den für den zuständigen Träger 
geltenden Rechtsvorschriften und für dessen 
Rechnung erhalten, so als ob sie im zuständigen 
Staat wohnten. 


b) Geldleistungen, die sie vom zuständigen Träger 
nach den von diesem angewandten Rechtsvor- 
schriften erhalten. Im Einvernehmen* zwischen 
dem zuständigen Träger und dem Träger des 
Wohnorts können die Leistungen auch von die- 
sem Träger für Rechnung des ersteren nach den 
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates ge- 
währt werden. 


Es sind die Vorschläge der Verwaltungskommission zu verwenden, die die 
Gewährung der Geldleistungen von der Zustimmung des Trägers des Wohn- 
landes durch Vermittlung abhängig machen. Dasselbe Problem entsteht bei vor- 
übergehendem Aufenthalt (Art. 19 Abs. (1), (ii) und im Bereich der Arbeits- 


Artikel 19 (Krankheit — Mutterschaft, vorübergehender Aufenthalt, Rückkehr in 
das Wohnland nach Eintritt des Versicherungsfalles usw„ Leistungen von erheb- 
licher Bedeutung) 


( 1 ) ... 

ii) Geldleistungen, die sie vom zuständigen Trä- 
ger oder auf dessen Ersuchen vom Träger des Auf- 
enthalts- oder Wohnorts nach den für den zustän- 
digen Träger geltenden Rechtsvorschriften und für 
dessen Rechnung erhalten, so als ob sie sich im zu- 
ständigen Staat befänden. 


( 2 ) . . . 

a) Die in Absatz 1 Buchstabe b genannte Geneh- 
migung darf nur verweigert werden, wenn aus 
ärztlich nachgewiesenen Gesundheitsgründen ein 
Wohnortwechsel des Arbeitnehmers nicht ver- 
tretbar erscheint. 


( 1 ) ... 

ii) Geldleistungen, die sie vom zuständigen Trä- 
ger nach den von diesem angewandten Rechtsvor- 
schriften erhalten. Im Einvernehmen zwischen dem 
zuständigen Träger und dem Träger des Aufent- 
halts- oder Wohnorts können die Leistungen auch 
von diesem Träger für Rechnung des ersteren nach 
den Rechtsvorschriften des zuständigen Staates ge- 
währt werden. 

( 2 ) ... 

a) Die Genehmigung nach Absatz (1) b) darf nur 
verweigert werden, wenn ein Wohnortwechsel 
des Versicherten geeignet ist, seinen Gesund- 
heitszustand zu gefährden oder die Durchführung 
einer ärztlichen Behandlung in Frage zu stellen. 


Es sind die Vorschläge der Verwaltungskommission zu verwenden; 

1. ii) siehe oben Artikel 18 Abs. (1) (b). 

2. a) Im Interesse der Berechligten Angabe der Fälle, in denen die Genehmi- 

gung, seinen Wohnsitz in einen anderen Mitgliedstaat zu verlegen oder 
in das Wohnland zurückzukehren, vom im Bereich der Kranken- und 
Mutterschaftsversicherung zuständigen Träger verweigert werden kann. 


b Abgekürzt: VK (= Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 
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vStellungnähme des Europäischen Pdrlaments 


Stellungnahme des WSA -) 


Artikel 18 (Krankheit — Mutterschaft, Arbeitnehmer, die nicht im zuständigen 

Land wohnen) 


Kein. 


Kein, 


Unfälle (Art. 41 Abs. (1) (b) und 43 Abs. (1) (ii) und Familienleistungen (Art. 60 
Abs. (2)), siehe weiter unten. 

Die Änderung an Absatz (3) ist rein redaktioneller Art und führt zu einer Auf- 
spaltung des zweiten Satzes in zwei Teile. 


Artikel 19 (Krankheit — Mutterschaft, vorübergehender Aufenthalt, Rückkehr in 
das Wohnland nach Eintritt des Versicherungsfalles usw., Leistungen von erheb- 
licher Bedeutung) 


Kein. 


Kein. 


Kein. 


Kein. 


-) Wirtschafts- und Sozialausschuß 
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Ursprünglicher Vorschlag der Komniission Ergänzender Vorschlag der Verwallungskomnüssion ’) 


Artikel 20 a (Krankheit — Mutterschaft — Kosten der Leistungen von 
erheblicher Bedeutung) 

Kein. (1) Ist einem Arbeitnehmer für sich oder einen 

seiner Familienangehörigen vom Träger eines Mit- 
gliedstaates vor seiner neuen Mitgliedschaft beim 
Träger eines anderen Mitgliedstaates der Anspruch 
auf ein Körperersatzstück, ein größeres Hilfsmittel 
oder andere Sachleistungen erheblichen Umfangs 
zuerkannt worden, so gehen diese Leistungen selbst 
dann zu Lasten des ersten Trägers, wenn der be- 
treffende Arbeitnehmer zur Zeit ihrer tatsächlichen 
Gewährung bereits beim zweiten Träger Mitglied 
war. 

(2) Die Verwaltungskommission stellt die Liste 
der Leistungen zusammen, auf die Absatz (1) An- 
wendung findet. 

Es sind die Vorschläge der Verwaltungskommission zu verwenden, die rein 
formeller Art sind: 

Aufnahme einer materiellen Bestimmung, die in Artikel 14 Absatz (4) der Ver- 
ordnung Nr. 4 stand, in die Verordnung Nr. 3. 


Artikel 23 (Belastung der Sachleistungen bei Krankheit — Mutterschaft 
an die Rentenberechtigten) 

(Für die ehemaligen Grenzgänger, in den Beziehun- Kein, 

gen zwischen Belgien und Frankreich, Aufteilung 
der Kosten der Sachleistungen der Krankenver- 
sicherung je zur Hälfte auf den Träger des Wohn- 
orts und auf den Träger, bei dem sie zuletzt ver- 
sichert waren (Art. 23 Abs. 7)). 

Der vorgeschlagene Text wird nicht revidiert, solange einer der beiden betref- 
fenden Mitgliedstaaten deren Beibehaltung wünscht. 


Artikel 25 (Erstattungen) 

(1) Sachleistungen, die aufgrund der Bestimmun- Kein, 

gen dieses Kapitals vom Träger eines Mitglied- 
staates für Rechnung eines Trägers eines anderen 
Mitgliedstaats erbracht werden, sind — unbeschadet 
des Artikels 23 Absatz (7) — in voller Höhe zu 
erstatten. 


Zu einer Revision des vorgeschlagenen Textes besteht keine Veranlassung. Die 
Erstattung der Sachleistungen an die Familienangehörigen zu Dreivierteln, 
wenn sie im Jahre 1958 eingeführt worden ist, bezweckte, die Träger des Wohn- 
landes der Familienangehörigen an der Kontrolle der Gewährung der Sach- 
leistungen zu beteiligen. Die Kommission hat in ihrem anfänglichen Vorschlag 
die Ansicht vertreten, daß es gerecht sei, den Trägern des Wohnlandes die Sach- 
leistungen in voller Höhe zu erstatten, die sie für Rechnung der zuständigen 
Träger gewähren, sofern geeignete Erstattungsbestimmungen in der Durch- 
führungsverordnung festgelegt werden, damit das bisher angewandte System 


h Abgekürzt; VK (= Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 
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Stellungnahme des Europäischen Parlaments 


Stellungnahme des WSA -) 


Artikel 20 a (Krankheit — Mutterschaft — Kosten der Leistungen von 
erheblicher Bedeutung) 


Kein. 


Kein. 


Artikel 23 (Belastung der Sachleistungen bei Krankheit — Mutterschaft 
an die Rentenberechtigten) 

Kein. (Aufhebung von Absatz 7, der die französisch-bel 

gischen Beziehungen betrifft.) 


Artikel 25 (Erstattungen) 

Kein. (Erstattung der Sachleistungen an die Familienange- 

hörigen zu Dreivierteln). 


des Pauschbetrages bei Fehlen des Abschlags nicht zu Erstattungen führt, die 
höher als die tatsächlichen Ausgaben sind, wenn nur ein Teil der Familie nicht 
im zuständigen Land wohnt. 

Hingegen besteht Veranlassung, eine formelle Änderung an Absatz (2) vorzuneh- 
men. Auf diese Weise wird berücksichtigt, daß die Erstattungsmodalitäten nicht 
von der Verwaltungskommission, sondern von der Durchführungsverordnung 
festgesetzt werden, in der die Befugnisse angegeben werden müssen, die der 
Verwaltungskommission diesbezüglich übertragen werden. Die Artikel 48, 58 
und 64 sind entsprechend zu ändern. 


“) Wirtschafts- und Sozialausschuß 


31 



Drucksache V/3208 Deutscher Bundestag — - 5. Wahlperiode 


Ursprunglichei Vorschldg der Koinmission j Ergänzender Vorschlag der Verwallungskomniission ') 


Artikel 27 (Erwerbsunfähigkeit, Anrechnung) 

In den Absätzen (1) und (2) wie in Artikel 17 sind die Worte „oder Beschäfti- 
gungszeiten" nach den Worten „Versicherungszeiten" zu streichen. Die Worte 
„oder Beschäftigungs" erübrigen sich infolge der Begriffsbestimmung für den 
Ausdruck „Versicherungszeit" in Artikel 1 Absatz (2). 


Artikel 29 — Absatz (2) (Feststellung der Erwerbsunfähigkeitsrenten, wenn für 
einen Arbeitnehmer Rechtsvorschriften von Typ A und B galten und die Vor- 
aussetzungen für den Anspruchserwerb nach den Rechtsvorschriften des Typs A 
erfüllt sind, ohne daß es notwendig ist, die nach den Rechtsvorschriften des 
Typs B zurückgelegten Versicherungszeiten heranzuziehen 

(2) Entgegen Absatz 1 werden die Leistungen, auf Kein, 

die ein Arbeitnehmer Anspruch hat, gemäß Arti- 
kel 2B gewährt, wenn dieser Arbeitnehmer im An- 
schluß an eine Arbeitsunfähigkeit invalide wird, 
während für ihn eine im Anhang III aufgeführte 
Rechtsvorschrift gilt, und wenn er lediglich die in 
diesen oder anderen Rechtsvorschriften gleicher 
Art geforderten Voraussetzungen für den Leistungs- 
anspruch erfüllt — ■ ggfs, unter Berücksichtigung von 
Artikel 27 — , jedoch ohne daß es erforderlich wäre, 
auf Versicherungs- oder Beschäftigungszeiten zu- 
rückzugreifen, die nach Rechtsvorschriften zurück- 
gelegt wurden, die nicht im Anhang III aufgeführt 
sind. 


Artikel 29 — Absatz (3) (Verbindlichkeit der Beschlüsse über die Invalidität) 

(3) Eine vom Träger eines Mitgliedstaats über die (3) Die Entscheidung des Trägers eines Mitglied- 
Invalidität eines Antragstellers getroffene Entschei- Staates über den Tatbestand der Erwerbsunfähig- 
dung ist auch für die Träger aller anderen Mitglied- keit des Antragstellers ist für den Träger jedes 

Staaten verbindlich, sofern die in den Rechtsvor- weiteren in Frage kommenden Mitgliedstaates unter 

Schriften dieser Staaten festgelegten Tatbestands- der Voraussetzung verbindlich, daß die Tatbestands- 
merkmale der Invalidität in Anhang IV als über- merkmale der Erwerbsunfähigkeit in Anhang V 

einstimmend anerkannt sind. als übereinstimmend anerkannt sind. 

In Absatz (2) sind die Worte „oder Beschäftigungszeiten" nach „Versicherungs- 
zeiten", wie in Artikel 17, zu streichen. Im übrigen ist der Text des vorgeschla- 
genen Absatzes nicht zu ändern. Die Bedenken des WSA gehen auf die starke 
Zusammenfassung der Begründung zurück, doch geht aus dem Text des Absatzes 
eindeutig hervor, daß eine Kürzung des Betrages der Leistung nicht vorzunehmen 
ist, wenn der Arbeitnehmer „lediglich die Voraussetzungen erfüllt", die in einer 
oder mehreren Rechtsvorschriften des Typs A gefordert werden (das heißt, wo 


Ü Abgekürzt: VK (= Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 
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Stellungnahme des Europäischen Parlaments 


Stellungnahme des WSA 


Artikel 27 (Erwerbsunfähigkeit, Anrechnung) 


Artikel 29 — Absatz (2) (Feststellung der Erwerbsunfähigkeitsrenten, wenn für 
einen Arbeitnehmer Rechtsvorschriften von Typ A und B galten und die Vor- 
aussetzungen für den Anspruchserwerb nach den Rechtsvorschriften des Typs A 
erfüllt sind, ohne daß es notwendig ist, die nach den Rechtsvorschriften des 
Typs B zurückgelegten Versicherungszeiten heranzuziehen 

Kein. Die Abfassung des zweiten Absatzes dieses Arti- 

kels ist zu überprüfen, um Auslegungszweifel zu 
vermeiden. 


Artikel 29 — Absatz (3) (Verbindlichkeit der Beschlüsse über die Invalidität) 


Kein. 


Kein. 


die Höhe der Leistungen der Dauer der Versicherungszeiten nicht proportional 
ist), und wo auf Grund des Artikels 28 die Leistung nach den Rechtsvorschriften 
eines einzigen Staates gewährt wird. 

Die in Absatz (3) von der Verwaltungskommission vorgeschlagene Formulierung 
ist zu verwenden. Es handelt sich nur um eine formelle Änderung, denn der 
Ausdruck „ist verbindlich" stand bereits in der Begründung. 


-) Wirtschafts- und Sozialausschuß 
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Ursprünglicher Vorschlag der Kommission 


Ergänzender Vorschlag der Verwaltungskommission h 


Artikel 34 (Anrechnung, Renten) 

Die Änderung ist rein formeller Art und führt zur Streichung der Worte „oder 
Beschäftigungszeiten" nach den Worten „Versicherungszeiten", wie in Artikel 17. 
Außerdem wurde am Ende des Absatzes (3) eine klarere Fassung gewählt, um 
eindeutig herauszustellen, daß die Voraussetzung, „Anspruch auf Leistungen auf 


Artikel 37 Absatz (1) und 38 Absatz (1) b) ii) (Zeiten unter einem Jahr; 
aufeinanderfolgende Feststellungen) 

Die Änderung ist rein formeller Art und führt zur Aufhebung der Worte „oder 
Beschäftigungszeiten" nach den Worten „Versicherungszeiten", wie in Artikel 17. 


Artikel 40 Absatz (2) (Zulage, um die Gesamtheit der Rentenanteile auf die 
Höhe der Mindestrente nach den Rechtsvorschriften des Wohnlandes des Berech- 
tigten zu bringen) 

In Anhang V sind für jeden Beteiligten Staat die Kein, 

in den Rechtsvorschriften dieser Staaten vorgesehe- 
nen Mindestleistungen bei Invalidität, Alter und an 
Hinterbliebene aufgeführt. 


Der vorgeschlagene Text ist nicht zu revidieren. Die Aufnahme in den Anhang 
zur Verordnung erlaubt eine gemeinschaftliche Kontrolle der Vorschläge durch 
jeden Staat, soweit betroffen; jede Änderung dieses Anhangs, die deklaratorisch 
ist, müßte am Tage des Inkrafttretens einer etwaigen gesetzlichen Änderung 
wirksam werden, um zu vermeiden, daß ein Arbeitnehmer zwischen dem Tag 


Artikel 41 (Absatz (1) b) (Gewährung der Geldleistungen außerhalb des 
zuständigen Landes bei Arbeitsunfällen) 


Geldleistungen, die sie vom zuständigen Träger 
oder auf dessen Ersuchen vom Träger des Wohn- 
orts nach den für den zuständigen Träger gelten- 
den Rechtsvorschriften und für dessen Rechnung 
erhalten, als ob sie im zuständigen Staat wohnten. 


Geldleistungen, die sie vom zuständigen Träger 
nach den von diesem angewandten Rechtsvorschrif- 
ten erhalten. Im Einvernehmen zwischen dem zu- 
ständigen Träger und dem Träger des Wohnorts 
können die Leistungen auch von diesem Träger für 
Rechnung des ersteren nach den Rechtsvorschriften 
des zuständigen Staates gewährt werden. 


Wie in Artikel 18 Absatz (1) Buchstabe b) sind die Vorschläge der Verwaltungs- 
kommission zu verwenden. 


b Abgekürzt: VK Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 
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Artikel 34 (Anrechnung, Renten) 

Grund der Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates" zu haben, als erfüit 
gilt, wenn dieser Anspruch durch Zusammenrechnung für einen Zeitraum von 
weniger als einem Jahr erworben würde, falls Artikel 37 Absatz (1) keine 
Änderung fände. 


Artikel 37 Absatz (1) und 38 Absatz (1) b) ii) (Zeiten unter einem Jahrj 
aufeinanderfolgende Feststellungen) 


Artikel 40 Absatz (2) (Zulage, um die Gesamtheit der Rentenanteile auf die 
Höhe der Mindestrente nach den Rechtsvorschriften des Wohnlandes des Berech- 
tigten zu bringen) 

Kein. Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die Rechts- 

vorschriften, die Mindestleistungen bei Invalidität, 
Alter und an Hinterbliebene vorsehen, in einer 
Erklärung zu bezeichnen, die gemäß Artikel 78 noti- 
fiziert und veröffentlicht wird. Diese Erklärung hat 
keinen begrenzenden Charakter. 

der Änderung der Rechtsvorschriften eines Landes und dem der Änderung des 
Anhangs den Artikel 40 nicht mehr in Anspruch nehmen kann, wie es der WSA 
befürchtet. Da die Höhe der Mindestbeträge nicht im Anhang stehen darf, wird 
es auf jeden Fall praktisch nur wenige Probleme geben. 


Artikel 41 (Absatz (1) b) (Gewährung der Geldleistungen außerhalb des 
zuständigen Landes bei Arbeitsunfällen) 


Kein. 


Kein. 


Wirtschafts- und Sozialausschuß 
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Artikel 42 (Wegeunfall, Aufhebung der territorialen Einschränkungen) 


Ein Wegeunfall, den ein Arbeitnehmer im Gebiet 
eines anderen als des zuständigen Mitgliedstaats 
erlitten hat, wird einem Wegeunfall gleichgestellt, 
der sich im Gebiet des zuständigen Staates ereignet 
hat. 


Ein Wegeunfall, der im Hoheitsgebiet eines anderen 
als des zuständigen Mitgliedstaates eingetreten ist, 
gilt als im Hoheitsgebiet des zuständigen Staates 
eingetreten. 


Es sind die Vorschläge der Verwaltungskommission zu übernehmen, die eine 
redaktionelle Klärung bringen. Die vom Parlament vorgeschlagene Änderung 
ergibt sich, wie es der Berichterstatter des Sozialausschusses im Plenum ange- 
geben hat, „aus einem Mißverständnis, das in der Ausschußbesprechung aufge- 


b Europäisches Parlament, Verhandlungen — ■ Ausführlicher Sitzungsbericht, III/68 Nr. 98 
(Sitzungen vom 22. bis 26. Januar 1968), S. 176 


(Artikel 43 — c) (Arbeitsunfall; Aufenthalt oder Wohnsitznahme außerhalb des 

zuständigen Landes) 


Absatz 1 

ii) Geldleistungen, die sie vom zuständigen Trä- 
ger oder auf dessen Ersuchen vom Träger des Auf- 
enthalts- oder Wohnorts nach den für den zuständi- 
gen Träger geltenden Rechtsvorschriften und für des- 
sen Rechnung erhalten, so als ob sie sich im zustän- 
digen Staat befänden. 

(2) a) Die in Absatz 1 Buchstabe b) genannte 
Genehmigung darf nur verweigert werden, 
wenn aus ärztlicherseits nachgewiesenen 
Gesundheitsgründen ein Wohnortwechsel 
des Arbeitnehmers nicht vertretbar er- 
scheint. 


ii) Geldleistungen, die sie vom zuständigen Träger 
nach den von diesem angewandten Rechtsvorschrif- 
ten erhalten. Im Einvernehmen zwischen dem zu- 
ständigen Träger und dem Träger des Wohnorts 
können die Leistungen auch von diesem Träger für 
Rechnung des ersteren nach den Rechtsvorschriften 
des zuständigen Staates gewährt werden. 

(2) a) Die Genehmigung nach Absatz 1 b) darf 
nur verweigert werden, wenn ein Wohn- 
ortwechsel des Versicherten geeignet ist, 
seinen Gesundheitszustand zu gefährden 
oder die Durchführung einer ärztlichen Be- 
handlung in Frage zu stellen. 


Wie bei den Artikeln 18 Absatz 1 Buchstabe b) und 19 Absatz 2 Buchstabe a) 
sind die Vorschläge der Verwaltungskommission beizubehalten. 


B Abgekürzt: VK (= Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 
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Artikel 42 (Wegeunfall, Aufhebung der territorialen Einschränkungen) 

Ein Wegeunfall, den ein Arbeitnehmer im Gebiet Kein, 

eines anderen als des zuständigen Mitgliedstaats 
erlitten hat, wird einem Wegeunfall gleichgestellt, 
der sich im Gebiet des zuständigen Staates ereignet 
hat. Diese Bestimmung betrifft außer den Wege- 
unfällen, die Grenzgänger zwischen ihrem Wohn- 
ort und der Grenze erlitten haben, insbesondere die 
Wegeunfälle, die entsandte Arbeitnehmer in dem 
Land ihrer vorübergehenden Beschäftigung sowie 
die Arbeitnehmer der Botschaften oder Konsulate, 
die sich für die Rechtsvorschriften ihres Heimat- 
landes entschieden haben, in ihrem Beschäftigungs- 
land erlitten haben. 

treten ist, wobei der Berichterstatter angekündigt hat, daß er seinerseits auf 
diese Änderung verzichte. Das in Artikel 1 Buchstabe k) definierte Wort 
„Arbeitnehmer" betrifft nämlich alle Gruppen von Arbeitnehmern, einschließ- 
lich der Grenzgänger und der Arbeitnehmer der Botschaften und Konsulate, 
ohne daß es notwendig ist, im eigentlichen Text dieses Artikels, ebenso wenig 
wie in allen Artikeln, in denen das Wort „Arbeitnehmer" verwendet wird, daran 
zu erinnern. 


(Artikel 43 — c) (Arbeitsunfall; Aufenthalt oder Wohnsitznahme außerhalb des 

zuständigen Landes) 


Keine. 


Keine. 


Keine. 


2) Wirtschafts- und Sozialausschuß 
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Artikel 46 Absatz 2 — (Höchstdauer) 

Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates Keine, 

eine ElÖchstdauer für die Gewährung der Leistun- 
gen vor, kann der Träger, für den diese Rechtsvor- 
schriften gelten, gegebenenfalls die Zeit berücksich- 
tigen, für die bereits Leistungen von dem Träger 
des anderen Mitgliedstaates gewährt worden sind. 


Die Anregung des Parlaments, die im wesentlichen redaktioneller Art ist, da 
die Worte „gegebenenfalls'' die Anwendungsvoraussetzung dieses Absatzes 
nicht verändern, kann beibehalten werden. 


Artikel 47 Absatz 1 (Arbeitsunfälle; Grundentgelt) 

(Ermittlung des Grundentgelts und Berücksichtigung Keine, 

der außerhalb des zuständigen Staates wohnenden 
Familienangehörigen bei der Berechnung der Geld- 
leistungen) 


Es wäre tatsächlich angebracht, in der deutschen Fassung den Wortlaut des 
Artikels 47 Absatz 1 dem des Artikels 20 Absatz 1 anzugleichen. 


Artikel 48 Absatz 2 (Erstattung) 

Gleiche redaktionelle Änderung wie in Artikel 25 Absatz 2. 


Artikel 49 Absatz 7 — (Aufteilungsschlüssel für Anwendungen für Berufskrank- 
heiten im Falle der Berücksichtigung der Zeiten gesundheitsgefährdender Beschäf- 
tigungen im Hoheitsgebiet mehrerer Mitgliedstaaten) 

(7) Bei Anwendung der Absätze 3 und 4 dieses Keine. 

Artikels oder eines dieser Absätze werden die Auf- 
wendungen für Geldleistungen einschließlich Renten 
auf die zuständigen Träger der Mitgliedstaaten 
verteilt, in deren Gebiet der Betreffende eine Tätig- 
keit ausgeübt hat, die eine solche Berufskrankheit 
verursachen kann. Die Aufteilung erfolgt nach dem 
Verhältnis zwischen der Dauer der nach den Rechts- 
vorschriften der einzelnen Mitgliedstaaten in der 
Altersversicherung zurückgelegten Zeiten und der 
Gesamtdauer der nach den Rechtsvorschriften aller 
dieser Mitgliedstaaten bis zum Zeitpunkt des Be- 
ginns dieser Leistungen zurückgelegten Zeiten in 
der Altersversicherung. 


^) Abgekürzt: VK (= Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 
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Artikel 46 Absatz 2 — (Höchstdauer) 

Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates Keine, 

eine Höchstdauer für die Gewährung der Leistun- 
gen vor, so kann der Träger, für den diese Rechts- 
vorschriften gelten, die Zeit berücksichtigen, für die 
bereits Leistungen von dem Träger eines anderen 
Mitgliedstaates gewährt worden sind. 


Artikel 47 Absatz 1 (Arbeitsunfälle; Grundentgelt) 

Wie in den anderen Sprachen ist der deutsche Keine. 

Wortlaut dem Wortlaut des Artikels 20 anzuglei- 
chen. 


Artikel 48 Absatz 2 (Erstattung) 


Artikel 49 Absatz 7 — (Aufteilungsschlüssel für Anwendungen für Berufskrank- 
heiten im Falle der Berücksichtigung der Zeiten gesundheitsgefährdender Beschäf- 
tigungen im Hoheitsgebiet mehrerer Mitgliedstaaten) 

Keine. (7) Bei Anwendung der Absätze 3 und 4 oder 

eines dieser Absätze werden die Aufwendungen für 
Geldleistungen, einschließlich der Renten, in glei- 
cher Weise auf die zuständigen Träger der Mitglied- 
staaten verteilt, in deren Hoheitsgebiet der Er- 
krankte eine Tätigkeit ausgeübt hat, die eine 
solche Berufskrankheit verursachen kann. 


2) Wirtschafts- und Sozialausschuß 
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Der vorgesdilagene Text braucht nicht geändert zu werden. Die von der Mehr- 
heit der Verwaltungskommission empfohlene gleiche Aufteilung der Auf- 
wendungen hat den Vorteil der Einfachheit, kann jedoch zu krassen Gleich- 
gewichtsstörungen führen, wenn der Arbeitnehmer nur sehr kurze Zeit im 
Hoheitsgebiet eines der Staaten einer gesundheitsgefährdenden Beschäftigung 
nachging. Die Aufteilung nach dem Verhältnis der in der Altersversicherung 
zurückgelegten Zeiten entspricht mehr der Wirklichkeit; das ist die in der 
Verordnung Nr. 3 vorgesehene Lösung. Die Aufteilung nach dem Verhältnis 


Artikel 51 (Sterbegeld, Zusammenrechnung) 

Wie in Artikel 17 sollten nach den Worten „ Versicherungs-" die Worte „oder 
Beschäftigungs-" (zeiten) gestrichen werden. 


Artikel 56 Absatz 1 Buchstabe b) Ziffer ii (Arbeitslosigkeit, nicht im zuständigen 

Land wohnende Arbeitnehmer) 

Um die Übereinstimmung des Wortlauts des Artikels 56 Absatz 1 Buchstabe b) 
Ziffer ii) des Verordnungsvorschlags mit dem des Artikels 58 Absatz 1 Buch- 
stabe b) zu gewährleisten, sollte gemäß dem Vorschlag der Verwaltungskom- 
mission in der deutschen Fassung zwischen den Worten „zuletzt beschäftigt 
gewesen wären" und „Artikel 54 Absatz 1 oder Absatz 2" an die Stelle des 
Punktes ein Semikolon gesetzt werden. 


Artikel 58 Absatz 2 (Erstattungen) 

Gleiche redaktionelle Änderungen wiie in Artikel 25 Absatz 2. 


Artikel 59 (Familienleistungen — Zusammenrechnung) 

Machen die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats Keine, 

den Erwerb des Leistungsanspruchs von einer be- 
stimmten Beschäftigungsdauer abhängig, so berück- 
sichtigt der zuständige Träger dieses Staates hier- 
für, soweit erforderlich, auch Beschäftigungszeiten, 
die in irgendeinem anderen Mitgliedstaat zurück- 
gelegt worden sind, so als ob es sich um Zeiten 
handele, die nach den Rechtsvorschriften des ersten 
Staates zurückgelegt worden sind. 

Die vom Parlament vorgeschlagene rein redaktionelle Änderung kann über- 
nommen werden. 


g Abgekürzt: VK (= Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 


40 



Drucksache V/3208 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Stellungnahme des Europäischen Parlaments | Stellungnahme des WSA -) 


der Zeiten, die in gesundheitsgefährdenden Beschäftigungen zurückgelegt sind, 
ist theoretisch am bestechendsten, wäre jedoch in der Praxis schwer durchführbar. 

Um den Schwierigkeiten zu begegnen, die sich bei der Auslegung des Artikels 31 
Absatz 4 der Verordnung Nr. 3 ergaben, müßten in der deutschen Fassung die 
Worte „une certaine duree" mit „einer gewissen Dauer" und nicht mit „einer 
bestimmten Dauer" übersetzt werden, da durch Einfügung der Worte „explicite- 
ment ou implicitement" (ausdrücklich oder stillschweigend) beabsichtigt war, die 
Anwendung dieses Absatzes nicht auf die Rechtsvorschriften zu beschränken, 
die den Anspruchserwerb von einer bestimmten Dauer gesundheitsgefährdender 
Beschäftigungen abhängig machen. 


Artikel 51 (Sterbegeld, Zusammenrechnung) 


Artikel 56 Absatz 1 Buchstabe b) Ziffer ii (Arbeitslosigkeit, nicht im zuständigen 

Land wohnende Arbeitnehmer) 


Artikel 58 Absatz 2 (Erstattungen) 


Artikel 59 (Familienleistungen — Zusammenrechnung) 

Machen die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats Keine, 

den Erwerb des Leistungsanspruchs von einer be- 
stimmten Beschäftigungsdauer abhängig, so berück- 
sichtigt der zuständige Träger dieses Staates hier- 
für, soweit erforderlich, auch Beschäftigungszeiten, 
die in irgendeinem anderen Mitgliedstaat zurück- 
gelegt worden sind, so als ob es sich um Zeiten 
handele, die nach seinen eigenen Rechtsvorschrif- 
ten zurückgelegt worden sind. 


-) Wirtschafts- und Sozialausschuß 
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Artikel 60 Absatz (2) (Familienleistlingen für Kinder, die entsandte 
Arbeitnehmer begleiten) 


( 1 )... 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 hat ein in Arti- 
kel 14 Absatz 1 Buchstabe a) bezeichneter Arbeit- 
nehmer für die Familienangehörigen, die ihn in 
den Staat begleiten, in den er entstandt ist, An- 
spruch auf die in den Rechtsvorschriften des zustän- 
digen Staates vorgesehenen Leistungen. Diese Lei- 
stungen erhält er entweder vom zuständigen Trä- 
ger oder, auf dessen Ersuchen und für dessen Rech- 
nung, vom Träger des Staates, in den er entsandt 
ist. 


( 1 ) ... 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 hat ein in Arti- 
kel 14 Absatz 1 Buchstabe a) bezeichneter Arbeit- 
nehmer für die Familienangehörigen, die ihn in den 
Staat begleiten, in den er entsandt ist, Anspruch auf 
die in den Rechtsvorschriften des zuständigen Staa- 
tes vorgesehenen Leistungen. Diese Leistungen er- 
hält er vom zuständigen Träger; im Einvernehmen 
zwischen dem zuständigen Träger und dem Träger 
des Staates, in den der Versicherte entsandt ist, 
können die Leistungen auch von diesem Träger für 
R.echnung des ersteren gewährt werden, 


Die Vorschläge der Verwaltungskommissioii sollten berücksichtigt werden; hier- 
nach müßte der Träger des Entsendungslandes sein vorheriges Einverständ- 
nis zur Gewährung der Familienleistungen geben und wäre nicht länger ver- 
pflichtet, auf einfachen Antrag des zuständigen Trägers die Leistungen zu 
gewähren. Das gleiche Problem stellt sich bei der Gewährung der Geldleistungen 
für den Fall der Krankheit oder des Unfafls (vgl. oben Art. 18 Abs. 1 Buchstabe b), 
19 Abs. 1 Ziffer ii), 41 Abs. 1 Buchstabe b) und 43 Abs. 1 Ziffer ii). 


Artikel 64 (Familienleistungen — Erstattungen) 

Bei der Ausarbeitung der Bestimmungen der Durchführungsverordnung über 
die Anwendung des Artikels 64 war es möglich, ein Verzeichnis der verschie- 
denen Erstattungsformen zu erstellen. Im Sinne der Klarstellungsbestrebungen, 
von denen die Revisionsarbeiten für die Verordnung 3 geleitet waren, scheint 
es nicht wünschenswert, in der Grundverordnung die Bestimmungen vorweg- 
zunehmen, die in der Durchführungsverordnung bezüglich der Erstattungs- 
verfahren vorgesehen werden könnten. Es wird daher vorgeschlagen, das Ende 


Artikel 65 (Zusammensetzung der Verwaltungskommission) 

Infolge des nach der Zuleitung des Verordnungsvorschlages erfolgten Inkraft- 
tretens des Vertrags über die Fusion der Exekutiven ist der Hinweis auf die 
Hohe Behörde der EGKS zu streichen. Es erscheint jedoch nicht gerechtfertigt, drei 
Vertreter der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vorzusehen, wie 
das Parlament es vorschlägt (die Euratom-Kommission war nämlich niemals 
in der Verwaltungskommission vertreten; hingegen sollte angeführt werden, 
daß sich der Kommissionsvertreter gegebenenfalls von Stellvertretern unter- 
stützen lassen kann, was im übrigen augenblicklich auch gehandhabt wird). 


Abgekürzt: VK ( =“ Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 
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Artikel 60 Absatz (2) (Familienleistungen für Kinder, die entsandte 
Arbeitnehmer begleiten) 


Artikel 64 (Familienleistungen — Erstattungen) 

des Absatzes 1 . in Form eines Pauschbetrages . . der auf der Grundlage 

der von diesem Träger angewendeten Rechtsvorschriften nach dem Verfahren 
ermittelt wird, das die in Artikel 79 vorgesehene Durchführungsverordnung 
bestimmt" durch einen Satz zu ersetzen, in dem hinsichtlich der Erstattungsver- 
fahren ganz einfach auf die Durchführungsverordnung verwiesen wird. Ferner 
sollte am Absatz 2 die gleiche redaktionelle Änderung vorgenommen werden 
wie am Absatz 2 des Artikels 25. 


Artikel 65 (Zusammensetzung der Verwaltungskommission) 


Wirtschafts- und Sozialausschuß 
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Artikel 66 (Aufgaben der Verwaltungskommission) 


c) sie fördert und stärkt die Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der 
sozialen Sicherheit, namentlich im Hinblick auf 
gesundheitliche und soziale Maßnahmen von 
gemeinsamem Interesse. 


c) sie stärkt die Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der sozialen 
Sicherheit, namentlich im Hinblick auf gesund- 
heitliche und soziale Maßnahmen von gemein- 
samem Interesse und beschleunigt die Auszah- 
lung der Leistungen insbesondere bei Erwerbs- 
unfähigkeit, Alter und Tod (Renten) in Anwen- 
dung der Verordnung unter Berücksichtigung der 
Weiterentwicklung der Verwaltungsverfahren. 


Die Vorschläge der Verwaltungskommission sollten berücksichtigt werden, um 
es ihr zu gestatten, ihre bereits begonnenen Untersuchungen über die Möglich- 
keiten der Verwendung von Datenverarbeitungsmaschinen bei der Rentenfest- 
stellung fortzusetzen, die zum Zwecke eines raschen Informationsaustausches 
zwischen den Trägern der einzelnen Mitgliedstaaten zur Beschleunigung der 
Rentenfeststellung eingeleitet wurden. Ferner sollte der Absatz über gesund- 


Artikel 66 a (Beratender Ausschuß) 


Keine. 


Keine. 


Der Vorschlag braucht nicht geändert zu werden, da den Sozialpartnern bereits 
eine beratende Funktion gegeben wird (Artikel 65 Absatz 1); sie ist viel- 
leicht weniger ausgeprägt als die eines beratenden Ausschusses, ist jedoch wirk- 
samer und vermeidet Schwerfälligkeiten im Verwaltungsapparat. Auf alle 
Fälle könnte die Einsetzung eines beratenden Ausschusses nur als Alternative 
zu der Teilnahme der Vertreter der Sozialpartner an den Sitzungen der Verwal- 
tungskommission angesehen werden. 


h Abgekürzt: VK (^ Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 
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Artikel 66 (Aufgaben der Verwaltungskommission) 

Keine. Keine. 


heitliche und soziale Maßnahmen von gemeinsamem Interesse — der dem 
Buchstaben c des Artikels 43 der Verordnung Nr. 3 entspricht — gesondert 
beibehalten werden und entsprechend dem „europäischen Übereinkommen über 
gegenseitige medizinische Hilfeleistung bei fachärztlichen Behandlungen und 
für Bade- und Luftkuren'' nähere Angaben über die Aufnahmebedingungen für 
Anstalten mit neuzeitlichster medizinischer Apparatur enthalten. 


Artikel 66 a (Beratender Ausschuß) 

Es wird ein beratender Ausschuß eingesetzt, der sich (Einsetzung eines beratenden Ausschusses aus 
aus zwölf Vertretern der Arbeitgeberverbände und zwölf Vertretern der Sozialpartner zur Unterstüt- 
der Gewerkschaften zusammensetzt; diese Mitglie- zung der Verwaltungskommission bei der Aus- 
der werden vom Rat ernannt, der auch die Dauer Übung ihrer Aufgaben.) 
ihres Mandats festlegt und sich bemüht, bei der 
Zusammensetzung des Ausschusses eine angemes- 
sene Vertretung der verschiedenen Gruppen des 
wirtschaftlichen und sozialen Lebens herzustellen. 

Der Ausschuß unterstützt die Verwaltungskommis- 
sion bei den Aufgaben, die dieser nach Artikel 66 
und den von der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften festzulegenden Modalitäten über- 
tragen werden. 


Wirtschafts- und Sozialausschuß 
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Ursprünglicher Vorschlag der Kommission 

Ergänzender Vorschlag der Verwaltungskommission b 


Artikel 71 (Internationale Zahlungen) 


(1) Haben Träger eines Mitgliedstaats an Träger 
oder Personen, die sich in einem anderen Mitglied- 
staat befinden, nach dieser Verordnung Zahlungen 
zu leisten, so können sie dies mit befreiender Wir- 
kung in der Währung des einen oder des anderen 
Staates tun. 

(2) Vorbehaltlich des Artikels 106 des Vertrages 
werden Geldüberweisungen auf Grund dieser Ver- 
ordnung nach Maßgabe der Vereinbarungen vorge- 
nommen, die in diesem Bereich zwischen den be- 
teiligten Mitgliedstaaten im Zeitpunkt der Über- 
weisung in Kraft sind. Für den Fall, daß solche Ver- 
einbarungen zwischen zwei Mitgliedstaaten nicht 
bestehen, vereinbaren ihre zuständigen Behörden 
oder die für den internationalen Zahlungsverkehr 
zuständigen Behörden die zur Durchführung der 
Überweisungen erforderlichen Maßnahmen. 


Streichung von Absatz 1 ; Absatz 2 wird Absatz 1. 


Übereinstimmung mit der Verwaltungskommission (Zurückstellung der Bestim- 
mungen dieses Absatzes über die Währung, in der die Zahlung erfolgen soll, 
für die Durchführungsverordnung) 


Artikel 74 (Aufhebung der territorialen Beschränkungen bei der Beitreibung 

der Beiträge 

Der neue Absatz 1, in dem jede Diskriminierung bei der Festsetzung der Bei- 
tragshöhe untersagt wird, wenn der Arbeitgeber im Hoheitsgebiet eines anderen 
als des zuständigen Mitgliedstaates wohnhaft ist oder der Sitz seines Unter- 
nehmens sich dort befindet, entspricht dem Artikel 37 des Allgemeinen 
Abkommens vom 7. Dezember 1957 zwischen Belgien und Deutschland und 
Artikel 16 des Abkommens vom 5. Mai 1963 über die Sozialversicherungen 
zwischen Deutschland und Italien, die durch Eintragung in den Anhang D der 
Verordnung Nr. 3 beibehalten worden waren. Der Grundsatz, dieser Bestimmung 
allgemeine Geltung zu verschaffen, wurde von der Verwaltungskommission bei 


Artikel 76 (Übergangsbestimmungen für Familienleistungen) 


(8) Sind die nach dieser Verordnung gewährten 
Familienleistungen geringer als die Leistungen, die 
schon auf Grund von Abkommen gezahlt wurden, 
die vor Inkrafttreten dieser Verordnung galten und 
in denen die Gewährung der Familienleistungen in 
voller Höhe nach den Rechtsvorschriften des zustän- 
digen Staates für Kinder vorgesehen ist, die in 
einem anderen Mitgliedstaat wohnen, so zahlt der 


(8) Die Anwendung von Artikel 60 Absatz 1 der 
Verordnung würde nur eine Beschneidung der An- 
sprüche der Arbeitnehmer bewirken, die bei Inkraft- 
treten der vorliegenden Verordnung Familienlei- 
stungen gemäß Verordnung Nr. 3 bezogen. Die 
Durchführungsbestimmungen für diesen Absatz 
werden in der in Artikel 79 vorgesehenen Verord- 
nung festgelegt. 


Abgekürzt: VK ("= Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 
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siel limyriaiirne (Ins Fiiii'npäischeri IMrlrimenls 


St(Ulii!ignc!hine des WSA-) 


Artikel 71 (Internationale Zahlungen) 


Keine. 


Keine. 


Artikel 74 (Aufhebung der territorialen Beschränkungen bei der Beitreibung 

der Beiträge 

der Ausarbeitung des Anhangs II der Verordnung, in den die betreffenden zwei- 
seitigen Bestimmungen nicht aufgenommen wurden, befolgt. 

Absatz 2 entspricht einer Bestimmung des Abkommens des Europarats über 
soziale Sicherheit; er vervollständigt den vorhergehenden Absatz insofern, als 
er ermöglicht, bei der Beitragsfestsetzung die im Hoheitsgebiet eines anderen 
als des zuständigen Mitgliedstaates bezogenen Einkünfte zu berücksichtigen. 

Die Absätze 1 und 2 des Verordnungsvorsdilags über die Garantien und Ver- 
fahren zur Beitragsbeitreibung im Hoheitsgebiet eines anderen als des zustän- 
digen Mitgliedstaats bleiben unverändert und werden zu den Absätzen 3 und 4. 


Artikel 76 (Übergangsbestimmungen für Familienleistungen) 

Keine. Keine. 


2) Wirtschafts- und Sozialausschuß 
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Ursprünglicher Vorschlag der Kommission Ergänzender Vorschlag der Verwaltungskommission *) 


Träger des Wohnorts der Kinder eine Zulage in 
Höhe des Unterschiedsbetrags. Diese Zulage, die im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung zu 
errechnen ist, wird nur durch Änderungen der Höhe 
der nach Titel TU Kapitel 7 dieser Verordnung zu 
gewährenden Leistungen berührt. 


Der Vorschlag ist gemäß der Anregung der Verwaltungskommission vorbe- 
haltlich einer ebenfalls erfolgenden Revision der Verordnung Nr. 36/63 zu 
ändern. Artikel 60 Absatz 1 der revidierten Verordnung über die Gewährung 
von Familienleistungen durch das Wohnland der Familienangehörigen (unge- 
kürzt) ist in allen Fällen entweder genauso günstig oder günstiger als Artikel 40 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 3 (Familienleistungen des Beschäftigungslandes 
in Höhe des vom Wohnland der Familienmitglieder gewährten Satzes); hin- 
gegen könnte die Verordnung Nr. 3 in einigen Fällen in den Beziehungen 
zwischen einigen Mitgliedstaaten günstiger sein, wenn die durch das Beschäf- 
tigungsland vorgenommene Zahlung der Familienleistungen in unbeschränkter 


Artikel 77, Absatz 1) (Anhänge) 

(1) Die in Artikel 1 Buchstabe a), Artikel 6 Ab- Keine, 

satz 2 Buchstabe c), Artikel 7 Absatz 2, Artikel 8 
Absatz 3, Artikel 26 Absatz 2, Artikel 29 Absatz 3, 

Artikel 40 Absatz 2 sowie Artikel 73 bezeichneten 
Anhänge dieser Verordnung werden durch eine 
spätere Verordnung festgelegt; sie sind Bestand- 
teil der vorliegenden Verordnung. 

In Anbetracht der Bemerkungen zu Artikel 40 Absatz 2 braucht Absatz 1 nicht 
dem Vorschlag des Wirtschafts- und Sozialausschusses entsprechend geändert 
zu werden. 


Artikel 80 (Schlußbestimmungen) 

Die Änderungen sind rein formeller Art. 


^) Abgekürzt: VK (= Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer) 
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Stellungnahme des Europäischen Parlaments 


Stellungnahme des WSA -) 


Höhe oder zu einem über dem Höchstsatz liegenden Satz auf beibehaltene zwei- 
seitige Abkommen oder innerstaatliche Bestimmungen zurückginge. Die Ver- 
waltungskommission hat sich im wesentlichen den Vorschlägen der EWG-Kom- 
mission angeschlossen, beantragt jedoch, die Durchführungsbestimmungen dieses 
Artikels, der die Aufrechterhaltung der nach innerrechtlichen Bestimmungen und 
vor Inkrafttreten der revidierten Verordnung beibehaltenen Abkommen erwor- 
benen Ansprüche bis zu deren Ablauf vorsieht, in die Durchführungsverordnung 
aufzunehmen. 


Keine. 


Artikel 77, Absatz 1) (Anhänge) 

„Artikel 40 Absatz 2" ist zu streichen. 


Artikel 80 (Schlußbestimmungen) 


“) Wirtschafts- und Sozialausschuß 



